
Ehrendes  Gedenken  an  Hans
Auer

Abschied  von  einem  Tiroler
Freiheitskämpfer
Am  26.  Juni  2018  veröffentlichte  Roland  Lang,  Obmann  des
„Südtiroler  Heimatbundes“  (SHB),  einer  von  ehemaligen
Freiheitskämpfern  und  politischen  Häftlingen  gegründeten
Vereinigung, welche für das Selbstbestimmungsrecht Südtirols
eintritt,  nachstehenden  Nachruf  auf  einen  verstorbenen
ehemaligen Freiheitskämpfer:

Mit Trauer muss der Südtiroler Heimatbund (SHB) das Ableben
eines  liebenswerten  Freundes  und  unbeugsamen  Patrioten
mitteilen. Der Freiheitskämpfer Hans Auer ist nicht mehr unter
uns, teilt SHB-Obmann Roland Lang in einer Aussendung mit.

Nach  der  Feuernacht  des  Jahres  1961  hatte  eine  riesige
Verhaftungswelle  die  Mehrzahl  der  Freiheitskämpfer  in  die
Carabinieri-Kasernen unter die Folter und später in Mailand
vor Gericht gebracht. In dieser Situation fasste der junge
Johann (Hans) Auer aus Sand in Taufers zusammen mit einigen
Freunden  den  folgenschweren  Beschluss,  Anschläge  gegen
Strommasten  zu  begehen.  Darüber  hat  er  später  Freunden
gegenüber ausgesagt:

„Hätten wir und Andere den Freiheitskampf nicht fortgeführt,
dann  hätte  die  Gefahr  bestanden,  dass  die  Opfer  unserer
Kameraden von 1961 umsonst gewesen wären. Wir haben es als
unsere Pflicht angesehen, durch die Anschläge den Druck auf
die Staatsmacht und ihre Politik weiter aufrecht zu halten.“
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 Pusterer  brutal  von  den
Carabinieri gefoltert
Im  März  1967  wurde  Hans  Auer  zusammen  mit  anderen  jungen
Pusterern verhaftet und in die Carabinieri-Kaserne von Bruneck
verbracht.



Die italienische Tageszeitung Alto Adige berichtete groß über
die Verhaftung des jungen Hans Auer und seiner Freunde.Was



dort mit ihm und seinen Freunden geschah, hat er später in aus
dem  Gefängnis  geschmuggelten  Briefen  und  in  Gesprächen
geschildert: Tage lang brutale Schläge, Stockhiebe, Fußtritte,
herausgeschlagene  Zähne,  Schlafentzug,  Erstickungsversuche,
Blendung mit einer Quarzlampe, Durstqualen, Ausreißen eines
Zehennagels. Dazu Quälereien am Unterleib, die blutigen Urin
zur Folge hatten.

Als Hans Auer viele Jahre später auf einer Veranstaltung in
Österreich  aus  einem  damaligen  Folterbrief  das  Erlebte
vorlesen sollte, verschlug es ihm angesichts der schrecklichen
Erinnerungen die Sprache. Er brachte kein Wort heraus und sein
Sohn Hannes musste den Brief verlesen.

Zum  vergrößern
anklicken!
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In dem oben abgebildeten Brief hieß es:
„Liebe Landsleute! Da ich mich nun weit einiger Zeit in Haft
befinde, so kann ich jedoch meine schlimmeren ersten Tage nie
mehr vergessen. Ich will es auch nicht für mich behalten,
sondern es soll auch die Öffentlichkeit erfahren, mit welchen
Mitteln  die  italienische  Polizei  bei  meinen  Verhören

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2018/07/4-Erster-Folterbrief-Auer-2.jpg


vorgegangen ist.

Am 10.3.1967 wurde ich abends mit hinterlistigem Vorhaben in
die Karabinieri Kaserne von Sand in Taufers gebracht. Lange
Zeit wurde ich dort mit Drohungen verhört. Da mußte ich zwei
Nächte in einer kalten Zelle verbringen, wobei ich mir starke
Erkältungen  zuzog.  Wurde  dann  gefesselt  nach  Bruneck
gebracht. Nach langem Verhör mußte ich ungefähr drei Stunden,
mit den beiden Zeigefingern an die Wand haltend, mit den
Füßen zwei Schritte zurücktreten und so auf den Schuhspitzen
stehen. Als ich vor Schwäche einsackte schlugen sie auf mich
drauf los, und rissen mich mit Gewalt hoch und wieder mußte
ich das selbe machen, bis ich wirklich am Ende war. So mußte
ich die Hände in die Höhe halten, nebenbei wurde mir ins
Gesicht geschlagen, mit den Handkanten in die Rippen und auch
mit den Fäusten in den Magen daß ich gar nicht mehr schreien
konnte. Sie drohten mir daß ich nur mehr in Stücke nach Hause
kommen werde. Sie verbanden mir die Augen, so eng es ging und
fesselten mich. Sie führten mich in der Kaserne hin und her,
auf und ab und endlich einem Ausgang zu, zu dem Auto und
fuhren einen Feldweg entlang. Als wir am Ziel ankamen wurde
ich radikal in eine Art Baracke gezogen. Ich stößte bald da
und dort mit dem Kopf an die Wand. Ich mußte mich neben einen
Hocker  auf  den  Boden  setzen,  die  Hände  banden  sie  mir
gefesselt über den Hocker hinten hinunter auf den Boden.
Einer stand mir vorne auf die gebundenen, ausgestreckten
Beine während einer von hinten die Hände immer tiefer gegen
den Boden zog oder trieb. Einer packte meinen Hals von hinten
und drückte meinen Oberkörper über den Hocker rückwärts daß
ich glaubte jeden Augenblick müßte mein Körper und meine
Knochen entzwei sein. Sie schlugen mir nebenbei ins Gesicht
und mit den Fäusten überall hin, wo es ihnen Spaß machte. Sie
lachten mit offenen Herzen, sie verspotteten mich und hießen
mich  dies  und  jedes.  Es  waren  mindestens  sechs  von  der
Polizei unter denen selbstverständlich auch ein Deutscher.
Nach langem Quälen brachten, brachten sie mich niedergemacht
in das bereitstehende Auto und fuhren mich wieder in die



Karabinieri Kaserne von Bruneck. Es war früh am Morgen als es
bereits graute. Ich weiß nicht wie lange das alles gedauert
hatte.  Wurde  dann  mit  hassenden  Händen  in  eine  Kanzlei
gebracht und banden mir die Binde von den Augen. Schwankend
stand ich da fast ohnmächtig ihnen eine lange Zeit gegenüber.
Ich war das reinste Spielzeug für sie. Tage lang quälte mich
der Durst, mein Mund war trocken wie Staub daß ich kaum ein
Wort herausbrachte. Sie fragten mich, obwohl sie es genau
wußten,  ob  ich  Durst  habe?  Meine  Antwort  war
selbstverständlich mit ‚Ja’. Sie brachten mir nach einiger
Zeit ein Bier, als ich es für den größten Durst fast leerte,
mußte ich feststellen daß mir schlecht, wie betäubend wurde.
Es ist mit unwissentlich, wie lange ich ihnen wie ein Stück
Holz zur Verfügung stand. Später wurde mir bewußt daß ich in
eine Zelle gebracht wurde. Mit schwerem leidtragenem Schmerze
verbrachte ich Tage und Nächte ohne Schlaf! Später wurde ich
mit gebundenen Händen in eine Kanzlei geführt und durchsucht,
dann nach Bozen in Gerichtsgefängnis überführt, wo ich auch
öfters den Verhören zugezogen wurde. Endlich erhielt ich da
meine Zelle wo ich nun meine jetzige Ruhe zu hoffen vermag.
Doch all dies Geschehen ertrug ich aus Liebe und Treue zu
meiner Heimat ‚Südtirol’ und werde desto inniger und eifriger
zu ihr stehen doch auch keinen Zweifel daran verlieren oder
haben.

Auer Hans, geb. 9.6.1944“

 



Hans Auer im Gefängnis



Schwere Krankheit bis zu seinem Tod
Als Hans Auer zusammen mit seinen Kameraden 1969 in Bologna
vor Gericht gestellt wurde, hatte er bereits Anzeige gegen
seine  Folterer  erstattet.  Dies  hatte  ihm  eine  zusätzliche
Anklage wegen „Verleumdung der Carabinieri“ eingetragen. In
dem Urteil, welches ihn zu 27 Jahren Haft verdammte, wurde er
als Lügner hingestellt.

Die  Tageszeitung  „Dolomiten“  bezeichnete  den  Spruch  des
Gerichtes in Bologna als „unfaßbares Urteil“.Dass Hans Auer



nicht im Gefängnis sterben musste, sondern nach einigen Jahren
wieder zu seiner Familie heimkehren konnte, war einer Amnestie
im Zuge der politischen „Paket“-Autonomielösung zu verdanken.

Bis  zu  seinem  Tod  nach  schwerer  Krankheit  hat  Hans  Auer
unwandelbar zu seiner Heimat und deren Recht auf Freiheit
gestanden. Wir verneigen uns vor diesem großen Sohn Tirols und
den großen Opfern, die er erbracht hat.

Der  Abschied  von  dem
Freiheitskämpfer Hans Auer
Am den 29. Juni, um 14 Uhr von der Kirche in Mühlen ausgehend,
setzte  sich  ein  schier  endloser  Trauerzug  zum
Trauergottesdienst um 14.30 Uhr in die Pfarrkirche von Taufers
in Bewegung. Viele Mitbürger und Schützenkameraden aus dem
ganzen Land sowie die Vertreter des „Südtiroler Heimatbundes“
(SHB) erwiesen Hans Auer die letzte Ehre.

Als einziger österreichischer Politiker war der freiheitliche
Nationalratsabgeordnete  und  FPÖ-Südtirolsprecher  Werner
Neubauer  nach  Südtirol  zu  dem  Begräbnis  von  Hans  Auer
angereist.

 Von  den  Südtiroler  Politikern  waren  Vertreter  der
Oppositionsparteien  „Süd-Tiroler  Freiheit“  und  der
„Freiheitlichen“  erschienen.

Die „Südtiroler Volkspartei“ (SVP), einst eine Sammelpartei
aller Südtiroler, glänzte durch Abwesenheit.

Über Verabschiedung des Freiheitskämpfers Hans Auer hat Werner
Neubauer einen ehrenden Bericht verfasst, welcher nachstehend
auszugsweise wiedergegeben ist:

„Die  Kirche  in  Taufers  hatte  wohl  schon  lange  nicht  mehr
solchen Zustrom erfahren. Sie war zum Bersten voll und vor den
Toren standen in Schweigen gehüllt, noch hunderte Menschen, um



einen aus ihrer Gemeinde, Johann Auer, den „Jösile Hons“, in
würdigem Rahmen auf seinem letzten Weg zu verabschieden.

Die Kirche konnte die Trauergäste nicht fassen. Noch auf dem
Vorplatz standen hunderte Menschen. Foto: W. Neubauer

Alle Angehörigen der Familie Auer waren anwesend, als Sohn
Hannes  den  Nachruf  seines  Vaters  in  der  Kirche  zu  Gehör
brachte. In bewegenden Worte schilderte er die schweren Jahre
vom Zeitpunkt der Geburt im Jahr 1944 und der Nachkriegszeit
in Südtirol.

Unter den Trompetenklängen des „Ich hatte‘ einen Kameraden“
und der „Tiroler Landeshymne“ verabschiedete die so zahlreich
erschienene Trauergemeinde ihren großen Tiroler am Kirchen-
Friedhof. Unter den Trauergästen befanden sich auch zahlreiche
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens und der Politik. Aus
Südtirol  nahmen  Eva  Klotz  LAbg.  a.D.,  der  LAbg.  Bernhard
Zimmerhofer  sowie  Landesparteiobmann  der  Freiheitlichen,
Andreas Leiter-Reber, Dr. Florian von Ach, F-Generalsekretär,
Ex-LAbg.  Pius  Leitner  und  der  Obmann  des  Südtiroler
Heimatbundes, Roland Lang an den Trauerfeierlichkeiten teil.

Der freiheitliche Südtirol Sprecher NR Werner Neubauer war zu



diesem Anlass aus Österreich angereist. Zahlreiche Abordnungen
von Schützenverbänden gaben ihrem Schützenkameraden das letzte
Geleit.



Als  einziger  österreichischer  Politiker  war  der  FPÖ-
Südtirolsprecher und Nationalratsabgeordnete Werner Neubauer
zu  der  Verabschiedung  des  Freiheitskämpfers  Hans  Auer
erschienen. Der Abg. Neubauer ist auch Mitglied der Südtiroler
Schützenkompanie Gries.

Es  ist  eine  Schande  des  offiziellen  Südtirols,  keinen
namhaften Vertreter zur Verabschiedung Hans Auers entsandt zu
haben.

Es  war  das  Verdienst  der  Männer  und  Frauen  um  Sepp
Kerschbaumer, Hans Auer, Luis Amplatz und Georg Klotz, dass in
diesem Land die deutsche Volksgruppe heute einigermaßen in
Frieden leben kann. Dies hat letztlich auch der ehemalige
Landeshauptmann Magnago zur Kenntnis nehmen müssen.

Wir verneigen uns vor diesem großen Sohn Tirols und den großen
Opfern, die er erbracht hat.

Sein  Leben  für  seine  Heimat  ist  uns  allen  Auftrag  und
Verpflichtung.“
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Doppelstaatsbürgerschaft: Das
Störmanöver des Andreas Khol
– und die Widerlegung seiner
Behauptungen
Ende November 2017 äußerte Andreas Khol gegenüber mehreren
Personen,  dass  er  einer  doppelten  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  ablehnend  gegenüber  stehe.  Er  werde,  so  Khol,
demnächst öffentlich dazu Stellung nehmen.

Tatsächlich erschien bereits am 1. Dezember 2017 ein großer,
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von  Khol  verfasster  Artikel  in  der  „Tiroler  Tagezeitung“,
welche  ihm  bereitwillig  eine  ganze  Seite  zur  Verfügung
gestellt hatte, womit er dem Wunsch so zahlreicher Südtiroler
nach  zusätzlichem  Erwerb  der  österreichischen
Staatsbürgerschaft  öffentlich  entgegen  treten  konnte.

In  seinen  Ausführungen  stellte  Khol  Behauptungen  auf,  auf
welche die „Süd-Tiroler Freiheit“ noch am 1. Dezember 2017 in
einer Presseerklärung antwortete.

Das Internet-Nachrichtenprotal „Unser Tirol 24“  berichtete
über die Stellungnahme der „Süd-Tiroler Freiheit“:
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Khol habe „eine Reihe von Fehlinformationen“ verbreitet, „die
im  Sinne  einer  sachlichen  und  objektiven  Diskussion
richtiggestellt  werden  müssen“

Alle Bedenken, die Andreas Khol äußert, seien bereits von
Stellungnahmen  der  österreichischen  Ministerien  sowie  von
einem Rechtsgutachten der Universität Innsbruck entkräftet und
widerlegt worden. Bereits in der Vergangenheit sei Khol wegen
falscher Aussagen zum Doppelpass in Kritik geraten, hieß es in
der Presseaussendung.

Im  Folgenden  würden  Khols  Äußerungen  aufgrund  dieser
Widerlegungen  der  Boden  entzogen:

Beziehungen zu Italien würden belastet?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  österreichische
Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler die Beziehungen zu Italien
belasten würde. DAS IST NICHT RICHTIG! Italien bietet seit
2006 seinen eigenen italienischen Minderheiten in Slowenien
und Kroatien ebenfalls die italienische Staatsbürgerschaft als
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Zweitstaatsbürgerschaft  an  und  könnte  somit  nichts  dagegen
haben,  wenn  Österreich  dasselbe  für  seine  österreichische
Minderheit  in  Italien  (die  Süd-Tiroler)  machen  würde.  Die
italienische  Regierung  hat  sich  zudem  bereits  positiv  zur
Wiedererlangung  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  für
Süd-Tiroler  geäußert  und  diese  Initiative  sogar  als
„vernünftigen  Vorschlag“  bezeichnet.

 Verfassungsänderung wäre nötig?

Andreas Khol behauptet, dass eine tiefgreifende Abänderung des
österreichischen  Staatsbürgerschaftsrechts  durch  ein
Verfassungsgesetz notwendig wäre. DAS IST NICHT RICHTIG! Eine
einfache  Abänderung  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes  würde
ausreichen. Konkret bräuchte es nur einen Zusatzpunkt im §58c
„Erwerb durch Anzeige“, darin wird bereits heute geregelt,
dass Personen, die aus politischen Gründen die österreichische
Staatsbürgerschaft  verloren  haben,  dieselbe  wiedererlangen
können,  ohne  ihre  bisherige  Staatsbürgerschaft  aufgeben  zu
müssen.

 Hohe Gebühren/Sonderregelung?

 Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen Staatsbürgerschaft für Süd-Tiroler mit hohen
Kosten  verbunden  wäre  und  man  daher  eine  Sonderregelung
treffen  müsste.  DAS  IST  NICHT  RICHTIG!  Der  Erwerb  der
Staatsbürgerschaft  durch  „Anzeige“  ist  mit  keiner  Gebühr
verbunden und es bedarf daher auch keiner Sonderregelung.

Widerspruch zu Pariser Vertrag?

Andreas  Khol  behauptet,  dass  die  Wiedererlangung  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  für  Süd-Tiroler  im
Widerspruch zum Pariser Vertrag stünde. DAS IST NICHT RICHTIG!
Die Universität Innsbruck hat 2011 unter der Leitung von Univ.
Prof.  Dr.  Walter  Obwexer  ein  umfangreiches  Rechtsgutachten
erstellt,  welches  bestätigt,  dass  die  Umsetzung  rechtlich
problemlos  möglich  wäre  und  weder  gegen  nationale  noch



internationale Verträge verstößt. Auch der Vertrag von Saint-
Germain, der Pariser Vertrag und das Unionsrecht stellen keine
Hindernisse dar.

Wahlrecht/Sonderregelung?

Andreas  Khol  behauptet  dass  das  Wahlrecht  dahingehend
abgeändert  werden  müsste,  dass  die  Süd-Tiroler  eigene
Vertreter ins österreichische Parlament wählen könnten. DAS
IST NICHT RICHTIG! Die Süd-Tiroler hätten als österreichische
Staatsbürger dieselben Rechte und Pflichten wie alle anderen
Auslandsösterreicher. Europapolitisch würden sich insbesondere
für Tirol interessante Perspektiven ergeben, da beispielsweise
bei EU-Wahlen grenzüberschreitend in Nord-, Ost- und Süd-Tirol
gemeinsame Kandidaten gewählt werden könnten. Die Rolle Tirols
im Bund und auf EU-Ebene würde dadurch gestärkt.

Verfassungsrechtler  haben  keine
Bedenken zum Doppelpass
Die Stellungnahmen des Völkerrechtlers Univ.-Prof. Dr. Peter
Hilpold und des Verfassungsexperten Univ.-Prof. Walter Obwexer

Am  1.  Dezember  2017  nahm  der  Professor  für  Völker-  und
Europarecht an der Universität Innsbruck, Peter Hilpold, in
einem  Interview  mit  dem  Internet-Nachrichtenprotal  „Unser
Tirol 24“ Stellung zu den Behauptungen Khols, ohne diesen mit
Namen zu nennen. In dem Bericht heißt es:

Univ.-Prof.
Dr.  Peter
Hilpold  (Bild

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/12/hilpold-737x470.jpg


Youtube-
UT24)

Professor Peter Hilpold kann den zirkulierenden Gerüchten nur
wenig abgewinnen: „Nach dem bisherigen Stand der Diskussion
muss  man  sagen,  dass  wir  in  Fachkreisen  eindeutig  der
Auffassung  sind,  dass  eine  einfache  Mehrheit  im
österreichischen  Parlament  genügen  würde,  um  ein  solches
Vorhaben in die Tat umzusetzen“, so Hilpold. Alles andere sei
lediglich ein „Missverständnis“.

Eine Verfassungsänderung sei lediglich dann notwendig, „wenn
spezielle  Regelungen  eingeführt  würden,  die  aber  weder  in
Südtirol, noch in Österreich erwünscht sind oder zur Debatte
stehen“.

„Stimmen der Südtiroler Wähler gleichwertig“

Als Beispiel nennt Hilpold hierfür etwa die Einschränkung des
Wahlrechtes. Damit könnte man etwa eine Regelung schaffen, wie
sie  derzeit  in  Italien  gilt,  die  besagt,  dass
Auslandsitaliener nur einen eigenen Vertreter wählen dürfen.
Nur  in  einem  solchen  Fall  wäre  etwa  eine  Änderung  des
allgemeinen  gleichen  Wahlrechts  notwendig,  die  eine
verfassungsrechtliche  Vorkehrung  notwendig  mache.

Ein  solches  Szenario  würde  der  erleichterte  Zugang  zur
österreichischen Staatsbürgerschaft jedoch nicht vorsehen. Im
Gegenteil:

„Das allgemeine und gleiche Wahlrecht würde vorsehen, dass
die Stimme der Südtiroler Wähler gleich zählt, wie jene der
österreichischen  Bevölkerung.  Gegenwärtig  wird  aber  auch
nichts anderes diskutiert“, erläutert Hilpold weiter.



Univ.-Prof.
Dr.  Walter
Obwexer

Ähnlich  sieht  das  auch  der  sonst  eher  kritische
Verfassungsexperte,  Univ.-Prof.  Walter  Obwexer.

In einem Gutachten aus dem Jahre 2011, das von der SVP in
Auftrag gegeben worden war schreibt er dazu:

„Der  Erwerb  der  österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch
„Südtiroler“ ist rechtlich grundsätzlich möglich. In Betracht
kommt insbesondere ein Erwerb durch Verleihung, möglich wäre
aber auch ein Erwerb durch Anzeige. Erforderlich wären dafür
entsprechende  Änderungen  des  Staatsbürgerschaftsgesetzes
(StbG) Österreichs.“
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Auszüge aus dem Gutachten von Univ.-Prof. Dr. Walter Obwexer

„Keine kollektive Bestrafung der Südtiroler“

Bedenken und Gerüchte gestreut werden derzeit auch um das
Gruber-Degasperi-Abkommen von 1946. Damals wurde vereinbart,
den  Südtiroler  Optanten,  welche  staatenlos  in  ihre  Heimat
zurückkehrten,  die  italienische  Staatsbürgerschaft
zurückgegeben.  Dass  Italien  allerdings  diese  Maßnahme
zurückziehen würde, scheint für Hilpold nahezu ausgeschlossen.

„Das  ist  rechtlich  unmöglich  und  mit  dem  geltenden
Völkerrecht nicht vereinbar. Denn es kann sicherlich nicht so
sein, dass die Gewährung einer zweiten Staatsbürgerschaft zu
einer kollektiven Bestrafung führt. Also dem Entzug einer
Staatsbürgerschaft, die nach dem Krieg verliehen worden ist“,
so  Hilpold.  Derartige  Theorien  seien  für  den
Völkerrechtsexperten  allesamt  „Spekulationen,  die  mit  dem
geltenden Recht nicht in Einklang zu bringen“ seien.

 Schutzfunktion nicht geschwächt

Auch werde eine doppelte Staatsbürgerschaft keinesfalls die
Schutzfunktion  Südtirols  schwächen,  wie  ebenfalls  behauptet
worden  sei.  „Das  ist  deshalb  unzutreffend,  weil  die
Schutzfunktion  kollektiv  wirkt.  Die  Staatsbürgerschaft  ist
hingegen  ein  individuelles  Recht,  welches  Einzelpersonen
betrifft – wenn es auch viele sein werden“, erläutert Hilpold.

Da diese beiden Funktionen auf völlig unterschiedlichen Ebenen
operieren, sei eine Einschränkung der Schutzfunktion absolut
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nicht denkbar, so der Verfassungsexperte. Die Schutzfunktion
umfasse  nämlich  alle  Deutschen  und  Ladiner  in  Südtirol,
unabhängig von der Frage, ob sie nun eine zweite oder mehrere
Staatsbürgerschaften  haben.  „Da  sehe  ich  deshalb  überhaupt
keinen Zusammenhang“, so Hilpold.

Die  Rolle  und  das  politische
Bekenntnis des Dr. Andreas Khol
Wenn  man  die  Frage  beantworten  will,  was  Andreas  Khol
antreibt,  ein  Projekt  wie  jenes  des  Erwerbes  der
österreichischen  Staatsbürgerschaft  durch  Südtiroler  zu
torpedieren, dann muss man einen Blick auf Khols politische
Tätigkeit in der Vergangenheit werfen.

Der in väterlicher Linie von Südtiroler Vorfahren abstammende
Jurist Dr. Andreas Khol, Jahrgang 1941, gehört zum politischen
Urgestein der „Österreichischen Volkspartei“ (ÖVP). Er hat in
der Südtirol-Politik viele Jahre lang eine bedeutende Rolle
gespielt, die vielfach öffentlich nicht wahrgenommen wurde,
weil sie hinter den Kulissen vollzogen wurde.

Der politische Werdegang des Andreas Khol
Über seinen politischen Werdegang berichtete Andreas Khol im
November 2012 in einem Interview, welches die deutsche Konrad
Adenauer Stiftung veröffentlichte:

„Ich  war  und  bin  Mitglied  des  Cartellverbands
Österreichischer Katholischer Studenten (ÖCV). Da brauchte
man damals nicht der ÖVP beizutreten, der ÖCV war die ÖVP.
Ich arbeitete … auch im Rahmen der „Aktion 20” in einer
Expertengruppe  unter  Botschafter  Franz  Karasek  an  der
Entwicklung der Europapolitik der Regierung Klaus mit. An
eine Parteimitgliedschaft dachte ich nicht. Im Jahre 1970
verlor  die  ÖVP  die  Mehrheit  und  da  trat  ich  dann  aus
Solidarität  der  ÖVP  bei,  Dr.  Alois  Mock  war  damals

http://www.kas.de/upload/dokumente/2013/Mitgestalter_Europas/130418_mitgestalter_europas_khol.pdf


dynamischer junger Partei-Erneuerer und nahm gleich mit mir
Kontakt auf. So kam ich in die Nähe von Mock und dem Wiener
Arbeiter- und Angestelltenbund.“

Khol mit hohen
österreichisch
en  Orden  und
mit  dem  Band
seiner  CV-
Verbindung

Khol  leitete  sodann  von  1974  bis  1993  als  Direktor  die
Politische  Akademie  der  ÖVP,  wurde  zum  außenpolitischen
Sprecher der ÖVP bestellt sowie als Nationalratsabgeordneter
zum  Klubobmann  des  ÖVP-Parlamentsklubs  und  später  zum
Nationalratspräsidenten.  Zusätzlich  war  er  in  der
österreichischen  Gesellschaft  für  Außenpolitik  sowie  beim
Österreichischen Verfassungsgerichtshof tätig und wurde 1980
auch  noch  durch  die  Ernennung  zum  außerordentlichen
Universitätsprofessor  der  Universität  Wien  für  seine  so
vielfältige Tätigkeit geehrt und belohnt.

Khols  führende  Tätigkeit  in  der
„Internationale der Christdemokraten und
Konservativen“
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Dr.  Alois
Mock  war
Präsident  der
EDU

Als 1978 von Josef Taus (ÖVP), Helmut Kohl (CDU), Jacques
Chirac  (Gaullisten)   und  Margaret  Thatcher  (Konservative
Partei)  eine  „Internationale  der  Christdemokraten  und
Konservativen“  als  Gegengewicht  zur  Sozialistischen
Internationale und zum internationalen Kommunismus gegründet
wurde, bestellten diese Politiker auf die Empfehlung der ÖVP
hin  Andreas  Khol  zum  Exekutiv-Generalsekretär  der  neu
gegründeten „Europäischen demokratischen Union“ (EDU), deren
Präsident der ÖVP-Parteivorsitzende und spätere Außenminister
Dr. Alois Mock wurde.

Khol übte dieses Amt 17 Jahre bis 1994 aus und administrierte
die EDU von dem zentralen Büro in Wien aus. (Näheres siehe:
Michael  Gehler,  Marcus  Gronier,  Hinnerk  Meyer,  Hannes
Schönner: „Transnationale Parteienkooperation der europäischen
Christdemokraten  und  Konservativen“,  2  Bde.,  Berlin/Boston
2018)

Die Zielsetzung der EDU – Südtirol wurde
wieder das Opfer des „Kalten Krieges“
 In dem Interview mit der Konrad Adenauer Stiftung berichtete
Andreas Khol über die politischen Ziele der EDU:

„Strategisch war sie auf die Erweiterung der Union auf alle
Staaten des damaligen Europarats angelegt … Strategisch war
auch  das  Konzept  der  Volkspartei,  die  alle  nicht-
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sozialistischen  Kräfte  bündeln  und  integrieren  sollte.
Christdemokraten,  Konservative,  Liberale  und
Marktwirtschaftler sollten im Europäischen Parlament in der
Europäischen Volkspartei (EVP) zusammenarbeiten und in den
Staaten zu Volksparteien integriert werden.“

Das Ziel sei die Schaffung eines europäischen Bundesstaats
gewesen.

In dieser Situation war der EDU-Generalsekretär Andreas Khol
wohl  bemüht,  jede  Störung  des  politischen  Klimas  zwischen
christdemokratischen Parteien zu verhindern. Dies umso mehr,
als sich Österreich zusätzlich durch Italien erpresst sah.

Rom hatte ein Veto gegen den Beitritt Österreichs zur EWG
(Vorläufer der EU) eingelegt, welches solange gelten sollte,
als  Südtiroler  Freiheitskämpfer  tätig  waren  und  die  Frage
Südtirol nicht im Sinne Roms durch österreichische Verzichte
gelöst war. Politische Forderungen der Südtiroler und ihrer
Freunde in Österreich mussten hier wohl auch von Khol als
Störung empfunden und nach Möglichkeit hintan gehalten werden.

Die politische Augenauswischerei mit der
Streitbeilegungserklärung von 1992 – Khol
war daran beteiligt
Unter  diesem  Druck  verzichtete  Österreich  auf  eine
internationale Absicherung des Südtirol-Autonomiestatuts von
1972. Österreich stimmte zu, dass bei Autonomieverletzungen
nur der 40 Maschinschreibzeilen umfassenden und sehr allgemein
formulierten Pariser Vertrag von 1946 eingeklagt werden könne.

Am  19.  Juni  1992  teilten  Österreich  und  Italien  in
gleichlautenden  Schreiben  dem  Generalsekretär  der  Vereinten
Nationen mit, daß der vor den Vereinten Nationen anhängig
gewesene Streit nun beendet sei. In den Schreiben wird darauf
hingewiesen, daß die jeweiligen Rechtsstandpunkte Italiens und



Österreichs unpräjudiziert gelassen würden.

Der italienische Standpunkt aber besagt, dass Pariser Abkommen
bereits  durch  das  Erste  Autonomiestatut  von  1948  erfüllt
worden  sei  und  dass  die  Verbesserungen  des  Zweiten
Autonomiestatuts von 1972 freiwillige Mehrleistungen Italiens
seien.

Bei einer Klage vor dem IGH muss Österreich daher beweisen,
dass  die  jeweils  betroffenen  Autonomiebestimmungen  zwingend
zur Erfüllung des Pariser Vertrages notwendig und eben keine
Mehrleistungen Italiens seien.

Der  ÖVP-
Außenminister  Dr.
Karl  Gruber  hatte
1946  im  Sinne  der
Westalliierten  den
verheerend
unzulänglichen
„Pariser  Vertrag“
ohne  Genehmigung
der  Regierung  und
des  Nationalrats
eigenmächtig  und
überfallsartig
abgeschlossen.

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2017/12/Dr-Karl-Gruber.jpg


Dies ist angesichts der verheerenden Qualität des 1946 von dem
ÖVP-Außenminister Dr. Karl Gruber eingebrockten mangelhaften,
nur  40  Maschinschreibzeilen  umfassenden  und  sehr  allgemein
formulierten  „Pariser  Vertrages“  ein  juristisch  mehr  als
riskantes Unterfangen.

Zwei  von  der  Bundesregierung  damals  in  Auftrag  gegebene
Gutachten des Salzburger Völkerrechtsexperten Univ.-Prof. DDr.
Franz Matscher besagen aber, dass nur wenige direkt aus dem
von 1946 ableitbare Paketmaßnahmen bei deren Verletzung mit
Erfolgsaussicht vor dem IGH eingeklagt werden können.

Die  Bundesregierung  hat  daher  bei  den  seit  2001  massiv
einsetzenden Autonomieaushöhlungen die den Gang vor den IGH
wie der Teufel das Weihwasser gescheut.

Andreas Khol war an der Schaffung dieser Scheinlösung aktiv
als politischer Mittäter beteiligt gewesen. In dem bereits
erwähnten  Interview  mit  der  Konrad  Adenauer  Stiftung
berichtete  Andreas  Khol:

„Ab 1971 setzten die Verhandlungen um die neue Autonomie in
Südtirol  ein,  die  schließlich  1992  zur  Streitbeilegung
zwischen  Österreich  und  Italien  führten  –  in  der
Verhandlungsphase  ab  1987,  als  Alois  Mock  Außenminister
geworden war, war ich in die Arbeiten einbezogen und konnte
zur Streitbeilegung beitragen.“

2012:  Khol  zur  „transnationalen
Parteienkooperation“:
In dem bereits erwähnten Interview mit der Konrad Adenauer
Stiftung  erklärte  Andreas  Khol  auf  die  Frage  nach  der
gegenwärtigen „Parteienkooperation im Zeichen von EU-Staats-
und Regierungschefs“:

„Zwei  Interessen  einen  uns  und  bringen  uns  zur
Zusammenarbeit: erstens die Gestaltung Europas in der EU als
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stärkste Fraktion im Europäischen Parlament, zweitens das
Bestehen des Wettbewerbs im Inneren: als Volksparteien der
Mitte und rechts der Mitte im demokratischen Wettstreit um
die Mehrheit im Lande. Für beides ist die transnationale
Parteienkooperation wichtig.“

Obwohl  ihn  die  „Erfahrung“  so  „stark“  machte,  wie  dieses
Wahlplakat  verkündete,  reihten  die  Österreicher  bei  der
Bundespräsidentenwahl 2016 Andras Khol nur auf Platz fünf.
Khol  gab  daraufhin  bekannt,  sich  aus  der  Politik
zurückzuziehen. So ganz tut er das aber nicht, wie jetzt sein
Störmanöver  gegen  die  doppelte  Staatsbürgerschaft  für
Südtiroler  zeigte.

Wie  Khol  die  Festlegung  der
Schutzmachtfunktion  in  der
österreichischen  Bundesverfassung
torpedierte
Die ÖVP ist als Schwesterpartei eingebunden in die gemeinsame
Politik der Europäischen Volkpartei (EVP), die wiederum auf
der Linie der NATO-Interessen und damit jener der USA und
seiner  strategischen  Verbündeten  einschließlich  Italiens
agiert.
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Die  endgültige  Erledigung  des  Südtirol-Störfaktors  lag  und
liegt im Interesse dieser Politik. Es lag sicherlich auch im
Sinne  dieser  Politik,  dass  Andreas  Khol  2006  die
Schutzmachtinitiative  scheitern  ließ

Der  parteifreie
österreichische
Justizminister
Univ.-Prof.  Dr.
Hans Klecatsky war
Zeit seines Lebens
ein  ehrlicher
Vorkämpfer für die
Rechte  und
Anliegen
Südtirols.

Der parteifreie ehemalige österreichische Bundesminister für
Justiz und Universitätsprofessor für öffentliches Recht und
Politikwissenschaft, Dr. Hans R. Klecatsky hatte bereits am
24.  August  1992  in  einem  Gastkommentar  in  der  Wiener
Tageszeitung  „Die  Presse“  gefordert,  daß  Österreich  die
Schutzmachtrolle  Österreichs  und  das  Selbstbestimmungsrecht
der  Südtiroler  in  einer  Präambel  zur  österreichischen
Verfassung  rechtlich  fixiere.

Im Jänner 2004 richtete Klecatsky eine diesbezügliche Petition
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an den Tiroler Landtagspräsidenten Helmut Mader (ÖVP), welcher
Vorsitzender des „Tirol-Konvents“ des Tiroler Landtags war.

Das „Südtirol-Memorandum“
 Am  20.  April  2004  wurde  in  Innsbruck  dem  Tiroler
Landeshauptmann Herwig van Staa ein von Vertretern der großen
kulturellen  und  wirtschaftlichen  Verbände  Südtirols
unterzeichnetes  diesbezügliches  „Südtiroler  Memorandum“
übergeben.  In  diesem  Memorandum  wurde  gefordert,  dass  die
„gegenüber Südtirol bestehende Schutzstaatsverpflichtung“ in
rechtsverbindlicher  Form  in  die  österreichische
Bundesverfassung  aufgenommen  werde.

Unterzeichnet hatten:

 Der  Südtiroler  Landeshauptmann  Durnwalder  und  alle  SVP-
Mandatare  auf  Landes-,  Staats-  und  Europaebene,  die
Landtagsabgeordneten  der  Union  für  Südtirol  und  der
Freiheitlichen  Südtirols  sowie  zahlreiche  Bürgermeister  und
Verbände:

Südtiroler Heimatbund, Südtiroler Wirtschaftsring, Südtiroler
Bauernbund, Alpenverein Südtirol, Südtiroler Kulturinstitut,
Südtiroler  Schützenbund,  Heimatpflegeverband  Südtirol,
Südtiroler  Bildungszentrum,  Südtiroler  Kriegsopfer-  und
Frontkämpferverband, Arbeitsgruppe zur Regelung der Ortsnamen,
Junge  Generation  in  der  SVP,  Arbeitskreis  für  Südtirol,
Südtiroler Gemeindeverband.

Am  31.  Jänner  2005  gab  der  auch  zu  diesem  Thema  tagende
parlamentarische Österreich-Konvent seinen Endbericht ab, der
einem  Textvorschlag  des  Nationalratspräsidenten  Dr.  Andreas
Khol (ÖVP) folgte. Darin wurde Österreichs Schutzmachtrolle
auf folgende unverbindliche Formulierung reduziert:

„Österreich tritt für den Schutz der mit ihm geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Volksgruppen, insbesondere der
Südtiroler ein.“



Es war keine Rede mehr von der Aufnahme der Schutzmachtklausel
in die Bundesverfassung.

Neuerlicher Anlauf:
Gesamttiroler  Schützenpetition  –
113  von  116  Südtiroler
Bürgermeistern
hatten unterschrieben

Die
Überreichung
der
gesamttiroler
Petition  in
Wien  an
Andreas  Khol

Am 21. Jänner 2006 überreichten die Landeskommandanten des
Südtiroler Schützenbundes und der Nordtiroler Schützen in Wien
dem  Nationalratspräsidenten  Andreas  Khol  eine  neuerliche
Petition.

Darin hieß es:

„Die unterzeichneten Schützenkompanien und Bürgermeister aus
allen Teilen des historischen, großen Tirol ersuchen den
Nationalrat bei den derzeit laufenden Beratungen über eine
neue österreichische Bundesverfassung auf der Grundlage der
Beratungen  des  Österreich-Konvents  in  der  Präambel  einer
solchen Verfassung folgende Worte aufzunehmen:
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 1)  Die  Republik  Österreich  anerkennt  die  historisch
gewachsenen Volksgruppen in Österreich und setzt sich für
Schutz  und  Förderung  der  mit  Österreich  geschichtlich
verbundenen deutschsprachigen Minderheiten, insbesondere auch
der Südtiroler ein.

 2) Die Republik Österreich bekennt sich zur Wahrung des
Selbstbestimmungsrechtes  des  vom  Land  Tirol  abgetrennten
Tiroler Volkes deutscher und ladinischer Sprache und zum
besonderen Schutz der Rechte der Südtiroler auf der Grundlage
des Völkerrechtes.“

Neben den Süd- und Nordtiroler Schützenkompanien hatten in
Südtirol 113 von insgesamt 116 Bürgermeistern unterschrieben.

Nun gingen in Italien die politischen Wogen hoch. Andreas Khol
war  es  ein  Anliegen,  rasch  zur  Wiederherstellung  der
Freundschaft  mit  Rom  beizutragen.

Andreas Khol: „Kein Schatten trübt unser
Verhältnis zu Italien!“
Als  der  nunmehrige  österreichische  Nationalratspräsident
Andreas Khol Ende Jänner 2006 in Rom zu einem Besuch bei
seinem Amtskollegen, dem italienischen Kammerpräsidenten Pier
Ferdinando Casini weilte, äußerte Khol laut „Dolomiten“ vom
31. Jänner 2006 diesem gegenüber:

„Kein Schatten trübt unsere Beziehungen zu Italien.“

Laut APA-Bericht vom 17. Februar 2006 erklärte Andreas Khol:

„Es gibt in der Südtirolfrage kein einziges offenes Problem
zwischen Österreich und Italien.“



Die  Versenkung  des  „Südtiroler
Memorandums“: Exekutor: Andreas Khol!

In  den  Medien  (hier:  Südtiroler  ff-Ilustrierte  09  2007)
verkündete  Andreas  Khol  vollmundig,  dass  durch  die  EU-
Mitgliedschaft Österreichs die Tiroler Landeseinheit bereits
erreicht und somit alles bestens sei.

Am 5. Juli 2006 wurde im Österreichischen Nationalrat von den
Abgeordneten aller Parteien mit Ausnahme und gegen die Stimmen
der „Grünen“ eine Entschließung verabschiedet:

„Der Nationalrat unterstützt bei einer Verfassungsreform die
Aufnahme  einer  Bestimmung  in  die  österreichische
Bundesverfassung,  welche  die  Schutzfunktion  für  die
österreichische  Volksgruppe  in  Südtirol  verankert.“
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Eine Woche später unterschrieb Khol als Nationalratspräsident
am  12.  Juli  2006  die  vorzeitige  Beendigung  der  laufenden
Gesetzgebungsperiode. Damit wurde der Antrag gegenstandslos.

In der nächsten Legislaturperiode war die neue Bundesregierung
nicht  mehr  an  den  Entschließungsantrag  gebunden,  weil  ein
solcher nur für die jeweils laufende Legislaturperiode gilt.

Ein  Initiativantrag  jedoch  hätte  auch  eine  Bindung  und
Verpflichtung zur Umsetzung des Beschlusses für die nächste
Regierung bedeutet.

Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer erklärte später dazu
in einem Pressedienst:

„Es ist völlig auszuschließen, daß Khol, einem hervorragenden
Kenner der Geschäftsordnung, das entgangen sein sollte.

Er hat jedenfalls wohlweislich keinen Initiativantrag geplant
gehabt. Es war von Anfang an nur an eine üble Inszenierung
von Theaterdonner geplant gewesen.

So hatten die ÖVP und Khol für die anstehenden Wahlen den
Anschein des Patriotismus erwecken und gleichzeitig – von der
Öffentlichkeit nicht wahrgenommen – von vorneherein das von
Rom nicht gewünschte Projekt zum Scheitern bringen können.“
(OTS-Pressedienst vom 18. Jänner 2010)

„Komplizenschaft mit Rom“
In  der  Folge  drängten  der  Südtiroler  Landeshauptmann  Luis
Durnwalder und andere Südtiroler Politiker immer wieder auf
die  Festschreibung  der  Schutzmachtrolle  in  der
österreichischen  Bundesverfassung.

 



Der FPÖ-Südtirolsprecher Werner Neubauer drängte immer wieder
– wie hier in einem Interview mit der Südtiroler „Z – Zeitung
am Sonntag“ vom 13. Dezember 2009 – auf die Verankerung der
Schutzmachtrolle  gegenüber  Südtirol  in  der  österreichischen
Bundesverfassung.

Wie  der  FPÖ-Südtirolsprecher  und  Nationalratsabgeordnete
Werner  Neubauer  berichtete,  schmetterten  die  ÖVP-
Bundespolitiker  dieses  Ansinnen  ab.

Am 18. Jänner 2010 veröffentlichte Neubauer einen Pressedienst
mit dem Titel „ÖVP in Komplizenschaft mit Rom gegen Südtirol!“

Darin  enthüllte er, dass der österreichische Außenminister
Michael  Spindelegger  (ÖVP)  allen  angesprochenen  Südtiroler
Anliegen eine blanke Abfuhr erteile.

In dem Pressedienst hieß es:

„Die  Südtirolpolitik  des  von  der  ÖVP  besetzten
österreichischen  Außenministeriums  besteht  darin,  in
Komplizenschaft mit dem italienischen Außenminister Frattini
jegliche Bewegung in der Südtirolfrage zu verhindern, die Rom
unangenehm ist. … Spindelegger erklärte mir unverblümt, daß
es für ihn nicht in Frage komme, Italien zu verärgern.“
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Österreichs Außenminister Spindelegger (links im linken Bild)
in herzlicher Verbundenheit mit seinem italienischen Kollegen
Frattini  von  der  nationalistischen  Partei  „Forza  Italia“
(rechts im linken und im rechten Bild) bei einem Treffen in
Rom. Die „Forza Italia“ war unter der Federführung Frattinis
auch politische Bündnisse mit den Neofaschisten eingegangen.

Am 15. Februar 2010 berichtete die „Tiroler Tageszeitung“,
dass  Außenminister  Spindelegger  (ÖVP)  in  Bezug  auf  eine
Aufnahme der Schutzmachtrolle in die Bundesverfassung  erklärt
habe, dergleichen komme nur „in Zusammenhang mit einer großen
Verfassungsreform“ in Frage, die aber derzeit nicht anstehe.

Sie steht bis heute nicht an und wird, wenn es nach dem Willen
bestimmter  ÖVP-Politiker  geht,  bis  zum  St.  Nimmerleinstag
nicht anstehen.
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Das  schwierige  Gedenken  an
Andreas Hofer
Die Offenbarung der Gesinnungen auf den Andreas Hofer-Feiern

Wie kann man des Freiheitshelden Andreas Hofer gedenken, ohne
sich zu Freiheit, Selbstbestimmung und Landeseinheit in der
heutigen Zeit zu bekennen?

Einige Politiker haben sich in diesem Jahr anlässlich der
Gedenkfeiern mit dieser Frage auseinander gesetzt und sind zu
unterschiedlichen Ergebnissen gelangt.
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Gesamttirol  einschließlich  Welschtirols  (des  heutigen
„Trentino“)

Um  den  20.  Februar  werden  in  Tirol  bis  heute
Gedenkveranstaltungen  abgehalten.  Zu  den  Südtiroler  Andreas
Hofer-Feiern des Jahres 2017 hatte der Südtiroler Schützenbund
Vertreter  verschiedener  politischer  Richtungen  als  Redner
eingeladen  und  damit  eine  die  Parteien  überspannende
Öffentlichkeit mit der Tiroler Landesgeschichte und dem Thema
der Landesteilung konfrontiert.
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Die Ansprachen waren interessant, denn hier wurde offenbar,
welche  Kenntnisse  über  die  Landesgeschichte  und  welche
Betrachtungsweisen  gegeben waren.

Hier können nur einige Beispiele aus der Vielzahl der Feiern
angeführt werden.

Die Landesgedenkfeier in Meran

Der Zug zum Festplatz
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Der  Landeskommandant  des  Südtiroler  Schützenbundes,  Elmar
Thaler, erinnerte am 19. Februar 2017 in seiner Ansprache bei
der Andreas-Hofer-Landesgedenkfeier in Meran sowohl an Andreas
Hofer als auch an den Dichter Julius Mosen.

Thaler hob hervor, dass Andreas Hofer sich immer wieder gegen
die Fremdherrschaft aufgelehnt habe. Auch die Schützen würden
dies tun, indem sie versuchen, die Zukunft des Landes als
einfache Bürger mitzugestalten. Der Europäischen Union würde
es derzeit jedoch nicht gelingen, die Vorzüge der Regionalität
mit  dem  Gedanken  der  europäischen  Einigung  zu  verknüpfen.
Nichts sei aber endgültig geregelt, was nicht gerecht geregelt
sei. Das galt zu Hofers Zeiten und gelte auch heute.

Auf  die  von  den  politischen  „Grünen“  vom  Zaun  gebrochene
öffentliche Debatte über den Verbleib der christlichen Kreuze
in den Schul-Klassenzimmern eingehend, sagte Thaler: „In der
Diskussion der vergangenen Wochen, um Identität, um Symbole,
die uns wichtig sind, passt es nun ganz gut, wenn wir, anstatt
darüber zu sinnieren, was wir in Zukunft alles ändern könnten,
welche Zeichen wir in den Klassenzimmern auf- und abhängen,
ganz einfach Taten folgen lassen. Und die Gedenkfeier mit
einem Wortgottesdienst beginnen.“
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Der  Schützen-Landeskurat  Pater  Christoph  Waldner  rief  in
diesem Gottesdienst dazu auf, für das Land und all die Frauen
und Männer zu beten, die ihr Leben für den Glauben, ihr Land
und das Volk eingesetzt hatten. Der Kurat ging dann auf Julius
Mosen, den Dichter der Tiroler Landeshymne, ein und sagte: Die
Hymne  „beschreibt  mit  dem  Sterben  unseres  Sandwirtes  auch
seinen  besonderen  Mut,  die  Treue  zu  seinem  Volk  und  sein
Gottvertrauen.“

(Aus „Dolomiten vom 20. Februar 2017)

Dann trat der österreichische Ex-Nationalratsabgeordnete DDr.
Erwin  Niederwieser  (SPÖ)  aus  Völs  in  Nordtirol  an  das
Rednerpult und legte ein bemerkenswertes Bekenntnis ab:

„Die Forderung nach Selbstbestimmung gibt es seit 1918, seit
Südtirol von Österreich getrennt und Tirol geteilt wurde.“ Es
könne in Zukunft auch eine Situation eintreten, in welcher
eine  Region  Tirol  vorstellbar  wäre  oder  es  zu  einer
Weiterentwicklung  zu  einem  Europa  komme,  in  dem  neue
Verwaltungseinheiten  und  politische  Einheiten  entstehen
könnten. „Sollte Südtirol die Schutzmacht Österreich brauchen,
wir  werden  immer  dazu  bereit  sein“,  versprach  der  SPÖ-
Politiker.

Das waren Äußerungen, die in der staatsmännischen Tradition
eines Dr. Bruno Kreisky standen und von den Anwesenden mit
Freude gehört wurden.

Weitere Höhepunkte der von der Kapelle St. Pankraz musikalisch
umrahmten  Feier  waren  die  Ehrensalven  und  die
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Kranzniederlegung vor dem Andreas Hofer-Denkmal in Meran.

DDr. Erwin Niederwieser am Rednerpult in Meran, neben ihm der
Schützen-Landeskommandant Elmar Thaler
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Anschließend fanden im „Alten Meraner Kurmittelhaus“ Ehrungen
für verdiente Mitglieder und Persönlichkeiten statt.
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Unter  den  geehrten  Persönlichkeiten  befand  sich  auch
Roland  Lang  (Zweiter  von  links),  Obmann  des  von
ehemaligen politischen Häftlingen und Freiheitskämpfern
gegründeten Südtiroler Heimatdienstes (SHB). Ihm wurde
der Ehrenkranz des Südtiroler Schützenbundes verliehen.

Kompatschers  Rede  und  sein
Schneckenhaus
Eine ganz andere Rede hielt der Südtiroler Landeshauptmann Dr.
Arno Kompatscher (SVP) am 19. Februar 2017 bei der Andreas-
Hofer-Feier in dem 400 Seelen-Dorf Penon, an der Südtiroler
Weinstraße des Unterlandes.

Er sagte: „Bei der Andreas-Hofer-Feier in Meran sind genügend
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andere Leute. Außerdem hat man mich nach Penon eingeladen –
mit dem Auftrag, die Festrede zu halten.“

Statt auf Hofers Einsatz für Freiheit und Selbstbestimmung des
Volkes  einzugehen,  kritisierte  ihn  Kompatscher:  Der
Freiheitskämpfer und Volksheld Andreas Hofer stehe vor allem
für  Konservatives,  „für  ein  Sich-Verschließen  gegenüber
Neuerungen.“

Die Tageszeitung „Dolomiten“ berichtete am 20. Februar 2017
unter diesem Titel über Kompatschers Rede in Penon

Und dann kamen unverbindliche Allgemeinplätze wie diese: „Wir
dürfen uns nicht in ein Schneckenhaus zurückziehen, denn im
Schneckenhaus gibt es keine Freiheit. Dort gibt es keinen
Platz  für  Freiheit.“  Die  Südtiroler  seien  verwurzelt  in
Tradition und Heimat. Sie könnten „dadurch gefestigt und mit
Selbstbewusstsein können Neuem offen und tolerant begegnen.
Das heißt aber nicht, tolerant mit Intoleranten zu sein“, und
so  fort  und  so  weiter.  (Zitiert  nach  „Dolomiten“  vom  20.
Februar 2017)

Die Penoner und vor allem die versammelten SVP-Funktionäre
dankten  mit  verhaltenem  Applaus.  Dass  der  stets  auf
Entgegenkommen  gegenüber  Rom  bedachte  Landeshauptmann
Kompatscher,  der  auch  nicht  gerade  als  Befürworter  der
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Südtiroler Selbstbestimmung bekannt ist, nur vor einer relativ
kleinen statt auf der großen Versammlung in Meran sprechen
konnte, hatte für ihn als Redner wahrscheinlich seine Vorteile
gehabt. In Meran hätte es womöglich andere Reaktionen gegeben.

Zwei  SVP-Bezirksobmänner:
Selbstbestimmung  und  der  Wille  zur
Einheit Tirols
Dass es in der SVP zu den Fragen der Selbstbestimmung und der
Freiheit auch andere Positionen als die des Landeshauptmannes
Arno Kompatscher gibt, stellten bei den Andreas-Hofer-Feiern
zwei SVP-Bezirksobmänner unter Beweis.

In Sarnthein hielt der SVP-Bezirksobmann Christoph Perathoner
am  19.  Februar  2017  die  Festrede  auf  der  Andreas-Hofer-
Gedenkfeier und sprach dabei das Thema der Selbstbestimmung
für Südtirol an. Die Selbstbestimmung, führte der Redner aus,
sei  „das  Recht  eines  Volkes,  sein  Schicksal  selbst  zu
gestalten.“

In Neumarkt im Unterland erklärte der Landtagsabgeordnete und
SVP-Bezirksobmann Oswald Schiefer in seiner Gedenkrede: „Durch
diese Gedenkfeiern beweisen wir in unserer Gemeinde und den
einzelnen  Ortschaften  den  Willen  zur  Einheit  und
Geschlossenheit  Tirols.“

EX-SPD-Bürgermeister Christian Ude:
Hofer nicht verklären!
In  Gries  bei  Bozen  hielt  der  ehemalige  Münchner
Oberbürgermeister  Christian  Ude  (SPD)  die  Festrede.



Der ehemalige Münchner Oberbürgermeister oblag Christian Ude
nach der Gedenkveranstaltung im Kreise der Schützen.

Wie es einem vermeintlich fortschrittlichen Politiker seines
Zuschnittes  zukommt,  demonstrierte  er  seine  kritische
Einstellung  gegenüber  vaterländischen  Themen.

Er  sei  „kein  Freund  von  Heldengedenken“.  Man  müsse  dem
Bestreben  von  „Deutschnationalen“,  Hofer  zu  vereinnahmen,
„unbedingt  entgegentreten“,  denn  „das  ist  ein  völliger
Schmarrn“. Bei Andreas Hofer stehe die Liebe zur Heimat im
Vordergrund, „aber wir sollen ihn nicht verklären, sondern
gemäß  unserer  realistischen  Zeit  betrachten“,  schloss  Ude
seine Gedenkrede, in welcher er das Thema der Selbstbestimmung
für  Südtirol  sorgsam  vermieden  hatte.  (Zitiert  nach
„Dolomiten“  vom  20.  Februar  2017)

Warum unsere jetzige Zeit eine „realistische Zeit“ sei im
Gegensatz offenbar zu anderen nicht realistischen Zeiten und
was diese Formulierung überhaupt bedeuten solle, hatte Ude
nicht erklärt.

Ein  junger  Schütze  in  Bozen:  Gegen
Fremdbestimmung,  für  Einheit  und
Freiheit!
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Matthias Hofer

Für die Zuhörer besser verständlich war das, was der junge
Schützen-Oberleutnant  Mathias  Hofer  von  der  Olanger
Schützenkompanie Peter Sigmayr am 19. Februar 2017 bei der
großen  Feier  vor  dem  Dom  in  Bozen  in  seiner  Festrede
vermittelte:

„Für uns ist vielfach alles selbstverständlich, daher ist es
wichtig, dass wir uns immer wieder bewusst werden, dass wir
das, was wir haben, diese wunderschöne Heimat und das Recht
auf Muttersprache, nicht geschenkt bekommen haben. Dass es
Menschen gab, die wie Andreas Hofer den Mut hatten, für
unsere Rechte einzustehen, dafür zu kämpfen und sogar mit dem
Leben dafür zu bezahlen.“

Der junge Schütze sagte weiter:

„Viele gedenken heute der Freiheitskämpfe und wissen oft gar
nicht mehr, warum wir stolz auf unsere Vorfahren sein können.
Wir  müssen  deshalb  so  stolz  darauf  sein,  weil  unsere
Vorfahren  in  schwierigen  Zeiten  viel  an  persönlicher
Verantwortung auf sich genommen haben, um die Fremdbestimmung
zu verhindern, die Einheit und die Freiheit unseres Landes zu
retten und so dem Land eine Zukunft zu geben. Ihr Erbe muss
uns Auftrag und Verpflichtung sein.“
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Deshalb brauche es auch heute Menschen, die mutig sind und für
das Allgemeinwohl, die Gerechtigkeit, die Freiheit und die
Heimat eintreten. (Zitiert nach „Dolomiten“ vom 20. Februar
2017)

FPÖ-Südtirolsprecher  und
Nationalratsabgeordneter  Werner  Neubauer
in Klausen:
Das  Ziel  ist  die  Zusammenführung  der
Tiroler Landesteile
Am  20.Februar  2017  hielt  der  österreichische
Nationalratsabgeordnete  und  FPÖ-Südtirolsprecher  Werner
Neubauer die Festrede auf der Andreas Hofer Gedenkfeier der
Schützenkompanie Klausen im Schützenbezirk Brixen.



Der  österreichische  Nationalratsabgeordnete  Werner  Neubauer
ist  Mitglied  der  Schützenkompanie  Gries.  Hier  steht  er
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zusammen mit dem Schützenhauptmann Fabian Baumgartner nach der
Kranzniederlegung  vor  dem  Denkmal  des  Paters  Haspinger  in
Klausen.

Der Abgeordnete Neubauer sprach offen an, was die Gestalt
Andreas Hofers für die heutige Zeit bedeutsam macht. Es seien
dies  die  Fragen  der  Landeseinheit  und  des
Selbstbestimmungsrechts.

„Sinn eines solchen Gedenkjahres“, sagte Neubauer, „muss es
sein, die Vergangenheit zu respektieren und gerade in der
Person  Hofers  jene  Tugenden  zu  erkennen,  die  sich  im
ausgewiesenen Mut, seiner Geradlinigkeit und Tapferkeit, aber
auch in der Religion und Liebe zur eigenen Tradition und der
Heimat, in besonders hervorragender Weise widerspiegeln.

Das diesjährige Gedenken müssen wir aber vor allem auch zum
Anlass nehmen, um über den zukünftigen Weg, der nach der
schmerzlichen  Abtrennung der österreichischen Minderheit im
südlichen Tirol im Jahre 1919 durch den Vertrag von Paris-
Saint  Germain,  eingeleitet  wurde,  ernsthafte  Gedanken  zu
fassen.

Das Ziel muss es sein, die drei Tiroler Landesteile wieder
zusammenzuführen.“



Der  Abgeordnete  Neubauer  erinnerte  an  die  Verdienste  der
Freiheitskämpfer der 1960er Jahre. Bild links: Von links nach
rechts:  Georg  Klotz,  Luis  Amplatz  und  Kurt  Welser.  Bild
rechts: Anton Gostner

Bild  links:  Der  Freiheitskämpfer  Sepp  Kerschbaumer.  Bild
rechts: Der Freiheitskämpfer Franz Höfler

Männern wie Luis Amplatz, Jörg Klotz, Franz Höfler, Anton
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Gostner und Sepp Kerschbaumer, um nur einige zu nennen, sei es
letztlich zu verdanken gewesen, dass der staatlich gesteuerten
Unterwanderung  Einhalt  geboten  werden  konnte  und  dass  der
Abschluss zum Autonomiepaket erreicht wurde. Das sei aber noch
nicht das Ende des Weges.

Es geht um das Selbstbestimmungsrecht
„Das  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker“,  führte  Neubauer
weiter aus, „ist für uns unteilbar und unverzichtbar. Bis zur
Verwirklichung  des  Selbstbestimmungsrechtes  der  Südtiroler
ist es die historische Aufgabe Österreichs, den Bestand der
deutschen und ladinischen Volksgruppen in Südtirol so wie den
rechtlichen Status mit allen verfügbaren friedlichen Mitteln
zu sichern.“

Die Schützenkompanie Klausen, sagte Neubauer, habe sich den
berühmten Tiroler Freiheitskämpfer und Landesverteidiger, den
Kapuzinerpater Joachim Haspinger, als Namenspaten gewählt.



Dieses Bild Franz von Defreggers zeigt die
Tiroler  Freiheitskämpfer  Josef  Speckbacher,
Andreas Hofer und Pater Joachim Haspinger im
Jahre 1809 beim Kriegsrat. Vor ihnen sitzt
Andeas Hofers Sekretär Kajetan Sweth.

Dieser  habe  mehrfach  in  den  Landesaufgeboten  die  Grenzen
Tirols  verteidigen  geholfen  und  habe  sich  als  bereits
geweihter Priester 1809 am Tiroler Volksaufstand beteiligt.

„Haspinger nahm in der Folge auch an den Bergisel-Schlachten
an  vorderster  Front  teil.  Er  hielt  in  schwierigsten
Situationen durch, führte seinen Kreuzstab als Banner voran.
… Er wurde zum Volksführer, später zum Kommandanten. Pater
Joachim  war  von  nun  an  einer  der  feurigsten  Arme  des
Aufstandes.“
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Das im Innsbrucker Landesmuseum Ferdinandeum
befindliche Gemälde von J. Koch zeigt Andreas
Hofer,  Josef  Speckbacher  und  Pater  Joachim
Haspinger im Tiroler Freiheitskampf von 1809.

Pater  Haspinger,  berichtete  Neubauer,  habe  nach  der
endgültigen Niederlage der Tiroler Tirol verlassen und 1858
fern seiner Heimat in Salzburg sterben müssen.

Es sei ein Signal der Hoffnung, dass die Schützenkompanie
Klausen  mit  dieser  Feier  an  die  ebenso  tragische  wie
heldenhafte Vergangenheit Tirols erinnere und das Andenken an
Andreas Hofer begehe.

„Am  Grabe  Hofers,  Speckbachers  und  Haspingers  in  der
Innsbrucker Hofkirche befindet sich folgender Schwur Tirols:

Ein Volk, dem man die Heimat nahm,
gräbt knirschend seinen Zorn und Gram hier in den Stein der
Heldengruft
Und schwört bei Hofers Staub und ruft:
Wir werden rasten und ruhen nicht
bis unsrer Knechtschaft Fessel bricht und Nord und Süd die
Bruderhand
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sich reichen im deutschen Hofer Land
Es lebe Tirol!“

Weitere Artikel zum Thema:
Das Leben und Sterben Andreas Hofers

Dokumentation:  Erinnerung  an  den  Dichter  der  Tiroler
Landeshymne

Liquidierung  des  lästigen
Südtirol-Problems!

Der  österreichische  Bundesminister  Kurz
in alter ÖVP-Tradition
Am  29.  November  2016  traf  der  junge  SVP-Obmann  Philipp
Achammer mit dem österreichischen Jung-Außenminister Sebastian
Kurz (ÖVP) in Wien zusammen. Zweck des Gespräches war es, eine
Unterstützungserklärung  des  österreichischen  Außenministers
für die SVP-Wahlempfehlung für das Verfassungsreferendum am 4.
Dezember 2016 zu erhalten.

Bekanntlich  unterstützen  der  Südtiroler  Landeshauptmann
Kompatscher und sein Parteiobmann Achammer zum Entsetzen der
früheren  Altmandatare  der  SVP  die  zentralistische
Verfassungsreform  der  Regierung  Renzi.  Sie  und  der  darauf
vergatterte Parteiausschuss der SVP fordern die Bevölkerung
auf,  mit  einem  „JA“  bei  der  Stimmabgabe  die  Umwandlung
Italiens  in  einen  autonomiefeindlichen  Zentralstaat  zu
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unterstützen.

In Wien bekam Achammer die gewünschte Unterstützung durch den
Außenminister Kurz.

Unbekümmerte Verkündung der Unwahrheit

Im  Anschluss  an  das  Treffen  wurde  von  beiden  Politikern
unbekümmert die Unwahrheit verkündet, dass es „eine allfällige
Überarbeitung  des  Autonomiestatutes  nur  mit  Zustimmung
Südtirols und unter Einbeziehung Österreichs geben wird und
darf.“ („Dolomiten“ vom 30. 11. 2016)
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Nachstehend  eine  Presseaussendung
vom  Südtirol-Sprecher  der  FPÖ,
Werner Neubauer:
FPÖ / Neubauer / Südtirol / Bundesregierung

30.11.2016, 14:25 | OTS0200 | Freiheitlicher Parlamentsklub –
FPÖ

FPÖ-Neubauer:  Bundesminister
Kurz  leistet  Offenbarungseid
zum  italienischen
Verfassungsreferendum

„ÖVP will sich Südtirol-Problem vom
Hals schaffen!“
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Wien (OTS) – Der freiheitliche Südtirol-Sprecher NAbg. Werner
Neubauer gab heute zur Erklärung des österreichischen Außenministers Kurz zum
anstehenden Verfassungsreferendum in Italien folgende Erklärung ab: „Die von

Minister Kurz angesprochenen Erklärungen einzelner italienischer Politiker in der
jüngsten Vergangenheit zur Südtirol-Autonomie waren lediglich unverbindliche,
allgemein gehaltene Absichtserklärungen, ohne rechtliche Bindewirkung für deren
Nachfolger. Es handelt sich hier um keine vertraglichen Vereinbarungen, die vor

dem IGH in den Haag eingeklagt werden und damit Aussicht auf Erfolg haben
könnten. Derartige, unverbindliche Absichtserklärungen hat es seit dem Pariser
Vertrag seit 1946 eine ganze Reihe gegeben und sie wurden in der Vergangenheit
noch nie eingehalten. Angesichts der jahrzehntelangen Erfahrungen mit einer oft

doppelzüngigen italienischen Diplomatie muss man bei allen Vereinbarungen mit Rom
auf einer klaren und einklagbaren vertraglichen Regelung bestehen. Ansonsten ist

das negative Ergebnis vorprogrammiert.“
„Die Art und Weise, mit der Außenminister Kurz den römischen Wünschen zusammen

mit LH Kompatscher entgegenzukommen bereit ist, fügt sich ein in eine
jahrzehntelange Tradition der ÖVP, sich das ‚lästige‘ Südtirol-Problem vom Leibe
schaffen zu wollen. Der Verweis von Minister Kurz auf die Situation des Jahres
1992 anlässlich der Streitbeilegungserklärung ist völlig unsachlich. Wenn es um
ein drittes Autonomiestatut geht und Österreich keine Parteienstellung einnehmen

sollte, scheidet Österreich für die Zukunft als Schutzmacht und als
Mitspracheberechtigter für die deutsche und ladinische Minderheit in Italien

völlig aus. Genau dies scheint aber offenkundig in der Absicht des Außenamtes zu
liegen. Jüngste Interpretationen zur Autonomie und Selbstbestimmungsrecht zeigen

einen rasanten Kurswechsel“, so Neubauer.
„Für Südtirol ist es eine zusätzliche Tragödie, dass Landeshauptmann Kompatscher
an der Beseitigung der Schutzmachtrolle Österreichs aktiv mitwirkt. Mit vollem
Recht lehnt sich der Klub der Altmandatare in der SVP daher dagegen auf und
erhebt seine warnende Proteststimme. Was die Behauptung des österreichischen
Außenministers Kurz betrifft, Rom hätte sich dazu verpflichtet, die künftige

Autonomiegestaltung nur im Einvernehmen mit der Südtiroler Bevölkerung
vorzunehmen, so ist diese schlicht weg falsch! Bundesminister Kurz dürfte hier
wieder einmal ganz schlecht beraten sein. Völkerrechtsexperte Univ. Prof. Dr.
Matscher, hat bereits im Jahre 1992 in seinem Gutachten warnend den Finger

erhoben, viele, wie Dr. Oskar Peterlini, tut es auch heute noch. Rom lässt sich
in Wahrheit eine weitgehende Entscheidungsfreiheit offen!“, so Neubauer und
weiter: „Als Südtirolsprecher der FPÖ bitte ich deshalb unsere Landsleute in
Südtirol diesem verderblichen Kurs nicht zu folgen und bei dem bevorstehenden

Verfassungsreferendum mit ‚Nein‘ zu stimmen.“
Rückfragehinweis:   Freiheitlicher Parlamentsklub   01/ 40 110 – 7012   presse-
parlamentsklub@fpoe.at   http://www.fpoe-parlamentsklub.at   http://www.fpoe.at
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FPÖ-Südtirolsprecher
Neubauer:  Botschafter  Tichy
brüskiert  Südtirol  –
Autonomie  ist  nicht
Selbstbestimmung!
© Parlamentsdirektion / PHOTO SIMONIS

„Autonomieregelungen  haben  sich  an  den  Bedürfnissen  der
geschützten  Minderheit  –  nicht  jener  des  Staates  –  zu
orientieren“

Als die Ausführungen des Botschafters Tichy öffentlich bekannt
wurden, reagierten zahlreiche Kritiker aus den Bereichen der
Wissenschaft und der Politik.

Der  Abgeordnete  zum  Österreichischen  Nationalrat  und
parlamentarische Südtirol-Sprecher der FPÖ, Werner Neubauer,
sandte am 21. November 2016 nachstehende Presseaussendung aus:

Wien  (OTS)  –  „Die  Äußerungen  des  Leiters  des  Wiener
Völkerrechtsbüros anlässlich einer Tagung am 17. November in
Bozen  lösen  in  Südtirol  und  in  der  Fachwelt  allgemein
Verwunderung aus und haben bereits zu heftiger Kritik geführt.
Man muss sich fragen, wie es gelungen ist, in einen Satz so
viele Fehler hineinzupacken. Botschafter Tichy hat mit seinen
Ausführungen  in  Bozen  die  gesamte  Südtirol-Politik  der
vergangenen  Jahre  brüskiert  und  sollte  mit  hanebüchener
Uminterpretation des Begriffs Selbstbestimmung offenbar dafür
sorgen,  dass  das  unliebsame  Thema  ‚Südtirol‘  für  das
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Außenministerium endlich ad acta gelegt wird. Anders ist es
wohl nicht zu erklären, dass zum wiederholten Male durch einen
willfährigen  Beamten  des  Außenministeriums,  die  fälschliche
Behauptung  aufgestellt  wurde,  dass  die  Selbstbestimmung  in
Südtirol  durch  die  Autonomie  bereits  erfüllt  sei.  Nach
Minister  Kurz  ließ  dies  nun  Professor  Dr.  Helmut  Tichy
anlässlich der Gedenkveranstaltung „70 Jahre Pariser Vertrag“
in  Bozen  verlauten,  der  das  Völkerrechtsbüro  im
österreichischen Außenministerium leitet, aber ansonsten mit
den  Rechten  der  Völker  offenbar  nicht  viel  am  Hut  hat,
zumindest  nicht  mit  jenen  in  Südtirol“,  kritisiert  der
freiheitliche Südtirolsprecher NAbg. Werner Neubauer.

„Wenn nun Tichy weiter behauptet, dass Selbstbestimmungsrecht
nicht mit Sezessionsrecht verwechselt werden darf, dann darf
ich den Herrn Professor aufklären, dass Selbstbestimmung in
vielerlei Form ausgeübt werden kann. Eine davon ist auch die
Sezession, sonst würde es beispielsweise den Kosovo, Slowenien
oder Kroatien in der heutigen Form gar nicht geben“, sagte
Neubauer.

Das müsste Botschafter Tichy, der immerhin in Graz über eine
Praktiker-Professur im Völkerrecht verfügt, eigentlich wissen.
Wenn  die  Haltung  von  Botschafter  Tichy  gegenüber  einer
Rückkehr Südtirols zu Österreich eine kritische sein sollte,
dann  muss  er  die  Diskussion  anders  aufziehen  und  die
Voraussetzungen für die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts
in  Form  einer  Sezession  problematisieren.  Dann  wäre  er
vielleicht – so wie die Fachwelt – zum Ergebnis gelangt, dass
die  Ausübung  des  Selbstbestimmungsrechts,  die  verschiedenen
Ausübungsmöglichkeiten dieses Rechts, stets von den konkreten
Umständen abhängt, wobei die Staatsgrenzen letzthin stark an
Bedeutung verloren haben.

„Wie kann der Herr Botschafter aber weiters behaupten, ein
Selbstbestimmungsanspruch  sei  ‚durch  eine  Autonomie  bereits
für Südtirol erfüllt‘“? Selbstbestimmung ist – und auch das
müsste  er  wissen  –  ein  fortlaufender  Prozess  und  niemals



„erfüllt“. Selbst souveräne Staaten verfügen noch über ein
Selbstbestimmungsrecht! Das Selbstbestimmungsrecht der Völker
ist  im  Artikel  1  der  UN-Menschenrechtspakte  ganz  klar
definiert: „Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung.
Kraft  dieses  Rechtes  entscheiden  sie  frei  über  ihren
politischen  Status  und  gestalten  in  Freiheit  ihre
wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Entwicklung.“  Dies
trifft auf Südtirol eindeutig nicht zu. Die Südtirol-Autonomie
war  von  Anbeginn  eine  Übergangslösung  auf  dem  Weg  zur
Selbstbestimmung.  Jetzt  soll  diese  plötzlich  durch  die
Autonomie erfüllt sein? „Wer hat denn „selbstbestimmt über den
Zustand  in  Südtirol  jemals  autonom  darüber  abgestimmt?“,
fragte Neubauer.

„Autonomieregelungen sind von ihrer Natur her dynamisch zu
interpretieren  und  haben  sich  an  den  Bedürfnissen  der
geschützten  Minderheit,  und  nicht  jener  des  Staates,  zu
orientieren und sind entsprechend zu entwickeln“, so Neubauer,
der ergänzte, dass dieser Umstand im Übrigen auch für die
anstehende  Volksabstimmung  zur  Verfassungsreform  Italiens
gelte!

„Es ist ungeheuerlich, dass sich ein Beamter des Ministeriums
hier  offenbar  erdreistet,  die  Außenpolitik  Österreichs
bestimmen zu wollen. Es stellt sich weiter die Frage, ob er
den österreichischen Landsleuten südlich des Brenners damit
einen guten Dienst für das bevorstehende Verfassungsreferendum
am  4.  Dezember  2016  erwiesen  hat.  Mit  der  italienischen
Verfassungsreform ist die Autonomie Südtirols nämlich schwer
gefährdet, was hierzulande Herrn Prof. Tichy offenkundig nicht
zu interessieren scheint. In dieser Situation ist es wichtiger
denn je, die doppelte Staatsbürgerschaft anzustreben und beim
Verfassungsreferendum mit einem klaren „Nein“ ein deutliches
Signal  auf  alle  diese  negativen  Entwicklungen  zu  setzen.
Insgesamt Fragen über Fragen, die der Vertreter Österreichs
mit  seinem  Auftritt  in  Bozen  provoziert  hat.  Nun  ist  der
Minister mit einer Klarstellung gefordert. Und es bleibt zu



hoffen, dass die Vertreter der Republik das nächste Mal besser
vorbereitet zu einer Tagung nach Südtirol fahren“, so Neubauer
abschließend.

„Partisanen-Mörder“  auf
Südtirols  Schüler
losgelassen?
Ein Traditionsverband von „Partisanen“, der sich von Mördern
nicht distanziere, werde auf Südtirols Schüler losgelassen.
Diesen  Umstand  kritisiert  der  FPÖ-Südtirolsprecher  Werner
Neubauer.

LH Arno Kompatscher und seine SVP hätten laut Neubauer zuletzt
in ihrer Anfragebeantwortung zu dem Zeitgeschichte-Unterricht
durch einen ‘Partisanen’-Verband an Südtirols Schulen einen
Offenbarungseid abgelegt.

Unter  diesem  Titel  veröffentlichte  das
Nachrichtenportal  unsertirol24  einen
Pressedienst des FPÖ-Nationalratsabgeordneten
und Südtirol-Sprechers Werner Neubauer, den wir nachstehend
zur Gänze wiedergeben:

FPÖ-Neubauer:  Die  Südtiroler
Landesregierung  opfert  die
Interessen  des  Landes  und
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orientiert sich an Wünschen Roms
(30.08.2016, 11:08 | OTS0057 | Freiheitlicher Parlamentsklub)

„Ein Traditionsverband von „Partisanen“, der sich von Mördern
nicht distanziert, wird auf Südtirols Schüler losgelassen“

Werner Neubauer

Wien (OTS) – „LH Arno Kompatscher und seine SVP haben zuletzt
in ihrer Anfragebeantwortung zu dem Zeitgeschichte-Unterricht
durch einen ‚Partisanen‘-Verband an Südtirols Schulen einen
Offenbarungseid abgelegt“, sagte heute FPÖ-Südtirol-Sprecher
NAbg. Werner Neubauer. „Am 28. April 2016 hatte der Südtiroler
Landeshauptmannstellvertreter  Christian  Tommasini  mit
Zustimmung des Landeshauptmannes Arno Kompatscher und der SVP-
Fraktion  in  der  Landesregierung  eine  Vereinbarung  mit  der
Nationalen  Italienischen  Partisanenvereinigung  ANPI
unterzeichnet. Damit war diesem ‚Partisanen‘-Traditionsverband
ein  weitgehendes  Mitgestaltungsrecht  beim  Zeitgeschichte-
Unterricht an Südtirols Schulen eingeräumt worden“, erklärte
Neubauer die Vorgeschichte.

In einer Anfrage vom 18. Mai 2016 wollte, so Neubauer, die
Freiheitliche Partei Südtirols von der Landesregierung wissen,
ob dieser bekannt sei, „dass es sich bei der ANPI um eine
Organisation handelt, welche sich als Traditionsverband auch
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sogenannter  Nachkriegs-‚Partisanen‘  sieht,  die  1945
kommunistisch  inspirierte  Massenverbrechen  an  der
Zivilbevölkerung – auch in Südtirol – begangen haben?“ Die
Freiheitlichen  wollten  dann  weiters  wissen,  ob  man  einen
Verband  damit  beauftragen  solle,  „das  Geschichtsbild  der
Südtiroler Jugend zu formen“, wenn derselbe sich von diesen
Massenmorden an Zivilisten bis heute nicht distanziert habe.

„Für  die  Beantwortung  dieser  Fragen  benötigte  die
Landesregierung  entgegen  den  Rechtsbestimmungen  ganze  drei
Monate, um dann festzustellen, dass es sich bei der ANPI um
eine  Vereinigung  handle,  ‚die  auf  staatlicher  Ebene  als
anerkannte Körperschaft eingetragen ist.‘ Weiters heißt es in
der Antwort: ‚in der öffentlichen Wahrnehmung gilt sie als
ethische Instanz'“, so Neubauer.

„Damit  akzeptiert  die  aus  Vertretern  von  SVP  und  PD
zusammengesetzte  Landesregierung  in  Südtirol  unkritisch  die
Sichtweisen der Organisation. Sie fordert nicht einmal deren
öffentliche  Distanzierung  von  den  bereits  nach  Kriegsende
begangenen ‚Partisanen‘-Morden an Zivilisten, unter denen sich
zahlreiche  katholische  Geistliche  befanden.  Wie  man  diese
Vorgehensweise in den Südtiroler Schulen den Schülern erklären
will, scheint unklar. Mit dieser merkwürdigen Argumentation
liefert sich die Regierung Kompatscher Rom zur Gänze aus. Sie
verzichtet  nämlich  auf  eine  eigene  Beurteilung  solcher
Anliegen in politischer und moralischer Form und akzeptiert
gleichermaßen als Richtlinie ihres Handelns das, was in der
‚öffentlichen Wahrnehmung‘ in Italien – und nicht in Südtirol
– für richtig befunden wird. Damit gibt man eigene Positionen
auf,  die  man  aber  gerade  jetzt  bei  den  Verhandlungen  zum
Autonomiepaket dringend brauchen wird“, warnte Neubauer.

„Angesichts  der  Haltung  der  Südtiroler  Landesregierung  in
dieser  eigentlich  einfach  handzuhabenden  Frage  ist  zu
befürchten,  dass  die  Südtiroler  Landesregierung  auch
hinsichtlich  der  Autonomie-Beschneidungen  durch  die
zentralistische Verfassungsreform Italiens grundsätzlich das



Ergebnis  der  Italien-weiten  Volksabstimmung  und  die
offiziellen Regierungsstandpunkte zum Maßstab ihres Handelns
machen  wird.  Die  Interessen  Südtirols  und  deren  Menschen
gelten einer solchen Politik in diesen Tagen offenbar nichts
mehr, sie haben den machtpolitischen Interessen der Südtiroler
Volkspartei zu weichen“, kritisierte Neubauer.

 

Hier eine SID-Dokumentation über die Geplante Ausschreitungen
kommunistischer „Partisanen der letzten Stunde“

Einige  Bilder  sogenannter
„Nachkriegspartisanen“  in  Italien
und ihrer Opfer:
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Nachstehend  die  Anfrage  der
Südtiroler  Freiheitlichen  und  die
kritikwürdige  Antwort  der
Südtiroler Landesregierung.
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Peinliche  Fragen  an  den
Landeshauptmann

Leugner von „Partisanen“-Verbrechen
als  Zeitgeschichte-Lehrer  an
Südtirols Schulen?
Nachdem der Südtiroler Landeshauptmann Arno Kompatscher am 28.
April  2016  eine  Vereinbarung  mit  dem  Präsidenten  der

http://suedtirolinfo.linux72.webhome.at/wp-content/uploads/2016/09/Beantwortung-b.jpg
https://suedtirol-info.at/peinliche-fragen-an-den-landeshauptmann/
https://suedtirol-info.at/peinliche-fragen-an-den-landeshauptmann/


Nationalen  Italienischen  Partisanenvereinigung  ANPI,  Orfeo
Donatini,  hatte  unterzeichnen  lassen,  in  welcher  diesem
Partisanen-Traditionsverband  ein  weitgehendes
Mitgestaltungsrecht  bei  dem  Zeitgeschichte-Unterricht  an
Südtirols Schulen eingeräumt wurde, muss sich die Südtiroler
Landesregierung  im  Landtag  nun  peinliche  Fragen  gefallen
lassen.

Bild  links:  So  verherrlichten  sich  die  kommunistischen
Partisanen auf Plakaten im Nachhinein selbst. Bild rechts:
Gedenken  von  Angehörigen  im  Jahre  2013  an  ein  kleines
13jähriges  Mädchen,  welches  Ende  April  1945  das  Opfer
(„vittima“)  der  Barbarei  („delle  barbarie“)  sogenannter
„Partisanen“ geworden war.
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In  einer  oberitalienischen
Industriestadt:  Italienische
Nachkriegs-„Partisanen“.  Die
geballte  Faust  ist  der
traditionelle  kommunistische
Gruß.

Am 18. Mai 2016 brachte der freiheitliche Landtagsabgeordnete
Pius Leitner nachstehende Anfrage im Landtag ein:

Bozen, den 18. Mai 2016

A N F R A G E
Vereinbarung  mit  der  Nationalen  Italienischen
Partisanenvereinigung  ANPI  Mitgestaltungsrecht  bei  dem
Zeitgeschichte-Unterricht an Südtirols Schulen

Landeshauptmannstellvertreter Christian Tommasini hat am 28.
April  2016  mit  Zustimmung  der  Landesregierung  eine
Vereinbarung  mit  der  Nationalen  Italienischen
Partisanenvereinigung ANPI unterzeichnet, mit welcher diesem
Partisanen-Traditionsverband  ein  weitgehendes
Mitgestaltungsrecht  bei  dem  Zeitgeschichte-Unterricht  an
Südtirols Schulen eingeräumt wird.

Bis heute verschweigt die ANPI in ihren Publikationen aber die
grauenhaften  Massenmorde  an  Zivilisten  durch  zumeist
kommunistische  Partisanen  unmittelbar  nach  Kriegsende.

Die damalige kommunistisch gesteuerte Terrorwelle samt Raub,
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Diebstahl,  Vergewaltigungen  und  Mord  mit  zehntausenden
Todesopfern unter der wehrlosen Zivilbevölkerung ist in der
Zeitgeschichte eine dokumentierte Tatsache.

Beispiel: Namensliste von 130 katholischen Priestern, die von
den  kommunistischen  Nachkriegs-Partisanen  im  Veneto  und  in
Istrien abgeschlachtet worden sind, unter denen sich auch ein
vierzehnjähriger Seminarist befand.

Die Partisanenvereinigung ANPI verschweigt auch bis heute die
Untaten  sogenannter  Partisanen,  die  unmittelbar  nach
Kriegsende nach Südtirol hereinbrachen und in Salurn, Bozen,
Naturns und an anderen Orten raubten, plünderten und in Gröden
auch mordeten.

Die  Täter  wurden  so  gut  wie  nie  belangt,  weil  die
Generalamnestie  von  1946  sie  der  Gerechtigkeit  und  Sühne
entzog.  Auch  diese  Fakten  sind  in  der
Zeitgeschichtsdarstellung heute ausführlich dokumentiert.

Die Landesregierung wird im Sinne der Geschäftsordnung um die
schriftliche Beantwortung folgender Fragen ersucht:

Ist der Landesregierung bekannt, dass es sich bei der1.
ANPI  um  eine  Organisation  handelt,  welche  sich  als
Traditionsverband  auch  sogenannter  Nachkriegs-
„Partisanen“ sieht, die 1945 kommunistisch inspirierte
Massenverbrechen an der Zivilbevölkerung begangen haben?

Ist der Landesregierung bekannt, dass die ANPI bis heute2.
diese in ganz Italien aber auch in Südtirol begangenen
Raubtaten  und  Morde  nicht  verurteilt  und  sich  nicht
öffentlich von den Tätern und den Taten distanziert hat?

Ist  die  Landesregierung  der  Meinung,  dass  man  solch3.
einen Verband damit beauftragen kann, das Geschichtsbild
der Südtiroler Jugend zu formen?

Findet  es  die  Landesregierung  nicht  angebracht,4.
angesichts der fehlenden Qualifikation der ANPI sowie



angesichts ihrer fehlenden Distanzierung von den Raub-
und Mordtaten sogenannter kommunistischer “Partisanen“
den geschlossenen Vertrag zu widerrufen und eine seriöse
Aufarbeitung  dieses  Geschichtsabschnitts  durch
anerkannte  Historiker  zu  veranlassen?

L. Abg. Pius Leitner
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Kommunistische  italienische  Partisanen
marschierten  am  8.  Mai  1945  auf  einer
„Siegesparade“ in Pola hinter einer Tricolore mit
Sowjetstern.  Sie  hatten  im  slowenischen  und
kroatischen  Küstenland  an  der  Seite  der  Tito-
Partisanen  gekämpft.  Unzählige  Slowenen  und
Kroaten, aber auch mehr als 20.000 italienische
Zivilisten wurden im Küstenland umgebracht. Ihre
Körper wurden in Karst-Dolinen oder, so wie hier
in  Huda  Jama,  in  Bergwerkstollen  geworfen.  In
diesem  Stollen,  dessen  zugemauerten  Zugang  vor
einigen  Jahren  einstürzte,  fanden  sich  die
Überreste  von  mehr  als  700  Ermordeten.
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Die  obigen  Bilder  zeigen
kommunistische  „Garibaldi-
Partisanen“  in  Reggio
Emilia, die nach dem Krieg
gefahrlos  unter  der
italienischen
Zivilbevölkerung wüteten.

Ein Opfer der „Brigata Garibaldi“.

SVP-Parteiorgan „Volksbote“:
In  Südtirol  gab  es  keine
italienischen Partisanen!
Weiß der Herr Landeshauptmann Kompatscher überhaupt, was sein
Parteiorgan  „Volksbote“  im  Jahr  1945  über  die  sogenannten
italienischen „Partisanen“ in Südtirol geschrieben hat?

Der „Volksbote“, das Organ der SVP, schrieb am 15. November
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1945:

„Was  aber  den  aktiven  Widerstand  gegen  die
nationalsozialistische  Herrschaft  anbelangt,  so  müssen  wir
einmal feststellen, dass wir vor dem Waffenstillstandsvertrag
nie einen italienischen Partisanen in Südtirol gesehen haben.

Und die Herren, die sich nach dem 3. Mai 1945 als Partisanen
gebärdet  haben,  können  wir  wirklich  nicht  als  solche
anerkennen.“

Dass  es  in  Südtirol  keine  einheimischen  italienischen
Partisanen gab, versteht jeder, der die Landesgeschichte ein
wenig kennt und daher auf die heutigen Märchenerzählungen der
italienischen „Partisanen“-Verbände nicht hineinfällt.

Die in der Faschistenzeit zum Zweck der Majorisierung der
Südtiroler  aus  dem  Süden  herangekarrten  Italiener  waren
entweder  eingeschriebene  Faschisten  oder  deren  treue
Parteigänger. Das waren keine antifaschistischen Partisanen,
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auch  wenn  einige  von  ihnen  aus  ethnisch  motiviertem  Hass
sofort  nach  Kriegsende  gefahrlos  auf  heimkehrende  deutsche
Soldaten und Südtiroler Zivilisten schossen.

Heute leben nur noch wenige Zeitzeugen. Daher können auch
solche  Faschisten  von  Märchenerzählern  als  „Partisanen“
vereinnahmt und verherrlicht werden.

Nach  Kriegsende  drangen  allerdings  aus  den  benachbarten
italienischen Provinzen sogenannte „Partisanen“ ins Land und
verübten  Verbrechen  an  der  ladinischen  und  deutschen
Bevölkerung.  Es  handelte  sich  hierbei  zumeist  um
kommunistische Terrortrupps oder um Räuberbanden. Es kam zu
Diebstählen,  Raubüberfällen,  Misshandlungen,
Menschenverschleppungen  und  Morden.
Diese im Nordtiroler Landesarchiv ausführlich dokumentierten
Taten sind nicht rühmenswert und sollten auch der Südtiroler
Schuljugend nicht vorbildhaft nahe gebracht werden.

Es wäre gut gewesen, wenn der Herr Landeshauptmann sich vorher
kundig  gemacht  hätte.  Es  gibt  in  Südtirol  durchaus  gute
Historiker  (ohne  persönliche  kommunistische  Vergangenheit),
die er hätte fragen können.

Dann  hätte  er  als  redlicher  politischer  Vertreter  seiner
Landsleute seine Zustimmung zu dem unglaublichen Pakt mit der
italienischen Partisanenorganisation ANPI wohl nicht gegeben.

Aber noch ist es nicht zu spät.
Aufgrund der ihm bislang unbekannten, aber nun zugänglichen
Fakten kann er den Vertrag widerrufen – falls er die innere
Größe hat, seinen Irrtum auch eingestehen zu können.

Eine Mahnung aus Österreich:



„FPÖ-Neubauer: Keine Partisanen-Vertreter
an  Südtirols  Schulen  ohne  historische
Aufarbeitung
Wien  (OTS)  –  „Der  Südtiroler  Landeshauptmannstellvertreter
Christian Tommasini hat am 28. April 2016 mit Zustimmung der
Südtiroler  Landesregierung  eine  Vereinbarung  mit  der
Nationalen  Italienischen  Partisanenvereinigung  ANPI
unterzeichnet, mit welcher diesem Partisanen-Traditionsverband
ein weitgehendes Mitgestaltungsrecht bei dem Zeitgeschichte-
Unterricht an Südtirols Schulen eingeräumt wird“, berichtet
der freiheitliche Südtirol-Sprecher NAbg. Werner Neubauer. „Es
ist für mich einfach nicht nachvollziehbar, warum überhaupt
irgendein  Verein  ein  Mitgestaltungsrecht  für  den
Schulunterricht haben soll, gänzlich undenkbar ist für mich,
dass  dies  ein  Verein  sein  soll,  der  bis  heute  in  seinen
Publikationen die grauenhaften Massenmorde an Zivilisten durch
zumeist kommunistische Partisanen unmittelbar nach Kriegsende
verschweigt. Ebenso herrscht Stillschweigen über die Untaten
sogenannter Partisanen, die unmittelbar nach Kriegsende nach
Südtirol hereinbrachen und vielerorts raubten, plünderten und
in  Gröden  auch  abscheuliche  Mordtaten  begingen“,  sagte
Neubauer.

„Die damalige kommunistisch gesteuerte Terrorwelle mit Raub,
Diebstahl,  Vergewaltigungen  und  Mord  mit  zehntausenden
Todesopfern  unter  der  wehrlosen  Zivilbevölkerung,  ist  eine
dokumentierte Tatsache. Es ist daher unverantwortlich, dass
Organisationen,  die  solche  dokumentierten  Tatsachen
verschweigen,  Einfluss  auf  den  Geschichte-Unterricht  nehmen
sollen. Daran ist nach allen Regeln der Vernunft frühestens
dann zu denken, wenn diese Verbände ihre Vergangenheit endlich
aufgearbeitet haben und die Gräueltaten ihrer Vorgänger nicht
länger verschweigen“, so Neubauer.

„Ich erwarte mir die Einsetzung einer Historikerkommission und
eine  klare  Distanzierung  der  ANPI-Verantwortlichen  von  den



Gräueltaten der Vergangenheit“, so Neubauer, der sich freut,
dass die Freiheitlichen Südtirols in der Angelegenheit eine
Anfrage  an  Landeshauptmann  Kompatscher  gerichtet  haben.“
(Quelle: Presseaussendung des Freiheitlichen Parlamentsklubs,
vom 19.05.2016)

Mit  Zustimmung  des
Landeshauptmanns: Partisanen-
Unterricht  für  Südtirols
Schüler
Am  28.  April  2016  unterzeichnete  der  Südtiroler
Landeshauptmannstellvertreter  Christian  Tommasini  mit
Zustimmung der Südtiroler Landesregierung und mit Billigung
des Landeshauptmannes Dr. Arno Kompatscher eine Vereinbarung
mit  dem  Präsidenten  der  Nationalen  Italienischen
Partisanenvereinigung  ANPI,  Orfeo  Donatini.

In  dieser  Vereinbarung  wird  diesem  Partisanen-
Traditionsverband ein weitgehendes Mitgestaltungsrecht bei dem
Zeitgeschichte-Unterricht an Südtirols Schulen eingeräumt:

*  Bereitstellung  von  Inhalten  und  Materialien  für  den
Geschichtsunterricht,

* Entwicklung von didaktischen Materialien,

* Seminaren und Tagungen,

* Entwicklung von Informationsmaterialien.
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Zu dem Partisanen-Traditionsverband ANPI
ist einiges zu sagen:
Bis heute verschweigt die ANPI in ihren Publikationen die
grauenhaften  Massenmorde  an  Zivilisten  durch  zumeist
kommunistisch gesteuerte Partisaneneinheiten unmittelbar nach
Kriegsende.

Diese  Ereignisse  hatten  nichts  mehr  mit  berechtigtem
Widerstand  gegen  eine  Diktatur  zu  tun.  Die  damalige
kommunistisch  gesteuerte  Terrorwelle  sollte  vielmehr  eine
kommunistische Machtergreifung wie im Ostblock einleiten. Sie
war verbunden mit Raub, Diebstahl, und Vergewaltigungen durch
kriminelle Elemente. Der damalige Massenmord mit zehntausenden
Todesopfern unter der wehrlosen Zivilbevölkerung ist in der
Zeitgeschichte eine dokumentierte Tatsache.
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Die kommunistischen Partisanen trugen vielfach den Sowjetstern
auf ihrer Mütze oder an ihrer Kleidung.
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Katholische  Internetportale  erinnern  heute  an  die  Untaten
kommunistischer  Verbrecher,  welche  den  Titel  „Partisanen“
okkupiert hatten
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Am 10. April 1945 wurde der 14jährige Seminarist Rolando Rivi
aus  einem  kleinen  Ort  in  der  Nähe  von  Modena  von
kommunistischen  Partisanen  verschleppt.  Er  wurde  drei  Tage
lang geschlagen, ausgepeitscht und erniedrigt. Am 13. April
1945 wurde er von seinen Qualen durch Ermordung erlöst.
An  ihn  erinnert  kein  Lied  und  im  Geschichtsunterricht  in
Italien wird seiner nicht gedacht.

Nun sollen die Taten der Partisanen in Südtirols Schulen durch
die Partisanen-Traditionsvereinigung ANPI dargestellt werden.
Man darf davon ausgehen, dass dies verherrlichend erfolgen
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wird.  Der  Verband,  welcher  bislang  die  dunkle  Seite  des
Geschehens nicht aufgearbeitet hat, wird dies wohl auch im
Schulunterricht kaum tun.

In dem Buch von Roberto Bereetta: „Storia dei preti uccisi dai
partigiani“  („Geschichte  der  von  den  Partisanen  ermordeten
Priester“), Edizione Piemme, wird die Ermordung katholischer
Priester durch kommunistische Partisanen dokumentiert:

 Die publizistische Abrechnung mit dem Partisanen-Terror ist
im Gange

In immer mehr italienischen Publikationen wird ausgeleuchtet,
wie  der  „Partisanenkampf“  von  der  Kommunistischen  Partei
Italiens zu einem Bürgerkrieg und Krieg in Zivilkleidung –
„GUERRA in CIVILE“ – umfunktioniert wurde (Bild links). Es
wird  dokumentiert,  dass  die  so  lange  publizistisch
hochgelobten  („benedetti“  )  Partisanen  als  Mörder
(„assassini“)  zahlreiche  Massaker  verübten  (mittleres  Bild)
und auch vor der Ermordung von Priestern („preti uccisi“ –
Bild rechts) nicht zurückgeschreckten.

 

Das  katholische  Internetportal  „Il  Timone“  und  der  Blog
http://ilblogdipensierieparole.blogspot.co.at gedenken der von
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kommunistischen Partisanen ermordeten Priester

Kurzer Auszug aus der langen Liste der ermordeten Priester
(http://ilblogdipensierieparole.blogspot.co.at):

Val d’Aosta
Padre Fernando Ferrarotti – Champorcher giugno 1944, Don Luigi
Border – Hòne 5 marzo 1946

Piemonte
TORINO
Don Edmondo De Amicis – Torino 27 aprile 1945
Padre Angelico (Cesare) Romiti – Boschetto Montanaro 7 maggio
1945
Padre Eugenio Squizzato – Corio Canadese 15-16 aprile 1944
Don Giuseppe Amatesi – Coassolo Torinese 16 marzo 1944

ALESSANDRIA
Don Virginio Icardi – Squaneto 4 dicembre 1944
Don Francesco Pellizzari – Tagliolo Monferrato 10 maggio 1945
Don Enrico Percivalle – Variana 13 (15) marzo 1944
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ASTI
Don Sebastiano Caviglia – Asti 27 aprile 1945
Don Luigi Solaro – Bottigliera d’Asti 3 aprile 1945

CUNEO
Don Antonio Francesco Zali – Morra San Costanzo 8 giugno 1944

BIELLA
Don Leandro Sangiorgio – Sordevolo 30 aprile 1945

Liguria
GENOVA
Don Attilio Pavese – Alpe Gorreto 6 dicembre 1944
Don Colombo Fasce – Cesino 19 maggio 1945

SAVONA
Don Guido salvi – Castelvecchio di Rocca Barbena marzo 1945

IMPERIA
Don Antonio Padoan – Castelvittorio 8 maggio 1944
Don Andrea Testa – Diano Borello 16 luglio 1944

Lombardia
Don Tullio Calcagno – Milano 29 aprile 1945
Don Pietro Treccani – Provaglio d’Iseo (BS) 5 dicembre 1944
Serafino Lavezzari – San Pietro Casas co (PV) 26 febbraio 1945



Grabstein  eines  von  kommunistischen  Partisanen
ermordeten Priesters

Pressekonferenz des österreichischen FPÖ-
Südtirolsprechers  Werner  Neubauer:  Der
Partisanen-Verband ANPI verschweigt auch
Partisanen-Untaten in Südtirol
Am  10.  Mai  2016  wies  der  österreichische
Nationalratsabgeordnete  und  FPÖ-Südtirolsprecher  Werner
Neubauer  auf  einer  Pressekonferenz  in  Bozen  auf  die  obig
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genannten Tatsachen hin.

FPÖ-
Südtirolsprecher
Werner Neubauer

Neubauer  präsentierte  dazu  ein  grausiges  Beispiel  für  die
damaligen Morde an Unschuldigen: Eine von einem katholischen
Internetportal  herunter  geladene  Namensliste  von  130
katholischen  Priestern,  die  von  den  kommunistischen
Nachkriegs-Partisanen im Veneto und in Istrien abgeschlachtet
worden waren.

Er  wies  darauf  hin,  dass  auch  andere  katholische
Internetportale  Schicksale  und  Bilder  solcher  Opfer
veröffentlicht  haben.

Die  Partisanenvereinigung  ANPI,  so  der  FPÖ-Südtirolsprecher
Neubauer, verschweige bis heute auch die Untaten sogenannter
Partisanen,  die  unmittelbar  nach  Kriegsende  nach  Südtirol
hereinbrachen und in Salurn, Bozen, Naturns und an anderen
Orten  raubten,  plünderten  und  in  Gröden  auch  fünf  Bürger
entführten, folterten und ermordeten.

Die  Täter  wurden  so  gut  wie  nie  belangt,  weil  die
Generalamnestie  von  1946  sie  der  Gerechtigkeit  und  Sühne
entzog.
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Auch diese Fakten seien in der Zeitgeschichtsforschung heute
ausführlich dokumentiert, erklärte Neubauer. Er besitze dazu
Ablichtungen von Berichten von Tatzeugen aus dem Nordtiroler
Landesarchiv in Innsbruck, wo man 1945 und 1946 diese über die
Grenze  geschmuggelten  Horrorberichte  aus  Südtirol  gesammelt
hatte.

Protest  und  Anfragen  der  „Süd-Tiroler
Freiheit“  (STF)  und  der  Südtiroler
„Freiheitlichen“
 In einer Pressemitteilung vom 29. April 2016 hat die „Süd-
Tiroler Freiheit“ bereits gegen die mit dem Partisanenverband
getroffene Vereinbarung protestiert: „Mit dieser Vereinbarung,
die dem italienischen Partisanenverband eine wichtige Rolle
zuweist, wird der Bock zum Gärtner gemacht.“

Man werde dazu eine Anfrage im Landtag einbringen. Wie man aus
Südtirol  hört,  wollen  auch  die  „Freiheitlichen“  dem
Landeshauptmann  Kompatscher  dazu  einige  notwendige  Fragen
stellen.


